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Muss sich NRW mehr für 
die Eine Welt engagieren? 

Im Wahlprogramm der SPD habe gestanden, man wolle die Potenziale unseres Landes 
zu Chancen für die Eine Welt machen. Dieser Satz bleibe Leitlinie für die Eine-Welt- 
Politik. Bei der Entwicklung einer Agenda 21 müsse man sich der Herausforderung be- 
wusst sein, vor die die Eine Welt gestellt sei, wenn die ,,basic needs' aller Menschen be- 
friedigt werden sollen. Das erklärt die SPD-Abgeordnete Karin Jung. Die CDU-Abge- 
ordnete llka Keller betont, ,,Hilfe zur Selbsthilfe" sei die zentrale Forderung der CDU an 
eine edolgreiche Eine- Welt-Politik. Nur wenn die Menschen vor Ort durch eigene Arbeit 
dauerhafbei fairen Löhnen ihren Lebensunterhalt bestreiten könnten, entwkkelten sie 
e,n selbstbewusstes und menschenwürd~ges Leben. Der FDP-Abgeordnete Dietmar 
Brockes merkt an. seine Parfei vertrete das Konze~t  der Entwicklunas~artnerschaft. 
Dies diene der Sicherung der natürlichen ~ebens~rund la~en  und der-w~rtschaftlichen 
Entwicklung. Man begrüße die Vielfalt der Kulturen und sehe dies als gegenseitige Be- 
reicherung. Man biete Hilfe, an beim Aufbau von demokratischen Strukturen und 
Rechtsstaatlichkeit. Die GRUNE-Abaeordnete Ute Koczv unterstreicht. die alte Ent- 

Die Woche I 
im Landtag 

Daseinsvorsorge 
Der Europa-Ausschuss hörte Sachver- 
ständige aus Deutschland und Europa zum 
Thema .,öffentliche Daseinsvorsorge" an. 

(Seite 3) 

Ministerien 
Die Haltung der Landesregierung ist un- 
verändert: Kein Umzug der verbliebenen 
Bundesministerien von Bonn nach Berlin. 

(Seite 6) 

Schulzeit 
Flexibel oder verbindlich in zwölf Jahren 
zum Abitur - vor dieser Entscheidung steht 
die Schulpolitik irn Land. (Seite 9) 

' gewonnen werden sollt< (Seite 16) 

wicklungshilfe mit ihrem klassischen Helfersyndrom habe ausgedient. wer heute Ent- 
wicklungshilfe glaubhaft gestalten wolle, müsse im eigenen Land beginnen. Daher be- 
zeichne der Begriff Eine-WeM-Politik auch das Umdenken, das eingesetzt habe.(Seite 2) 

Informatikunterricht soll in NRW verstärkt werden EU-Beamte 
Die Chancen von deutschen Bewerbern auf 

Viehfütterung 
Der Landtag ist sich einig- dass pflanzliches 
Eiweiß zur Viehfütteruna möalichst in NRW 

Aufbau von Schülerakademien elnen Job beim europäischen Beamten- 
dienst müssen verbessert werden. 

(Seite 17) 
Von den Lehrerinnen und Lehrern, die zur- Auf die Frage der FDP-Abgeordneten nach 
zeit an nordrhein-westfälischen Schulen In- Maßnahmen zur Stärkung des informatik- Schwebebahn 
formatik unterrichten, verfügten rund zehn unterrichts nennt Frau Behler u.a. den Auf- In Wuppertal steht ein Jubiläum an: Am 1. 
Prozent über eine 2. Staatsprüfung in Infor- bau von Schülerakademien für Neue Tech- März jährt sich der Geburtstag der le- 
matik. nologien und Informatik zum Schuljahr gendären Schwebebahn zum 100. Mal. 

2001 12002 1Drs. 13151 4L (Seite 19) 
Das teilt Schulministerin Gabrieie Behler 
(SPD) in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfra- 
ge der FDP-Abgeordneten Jürgen W. Molle- 
mann und Ralf Witzel mit. Die anderen 
unterrichteten auf der Grundlage einer 
Lehrbefähigung, die auf Zertifikationskur- 
Sen oder in umfangreicher Lehrerforibil- 
dung erworben worden seien. 
Auf d,e Fraae der FDP-Politiker. wie aroß dei 
Anteil der Schüler sei, die das Fach hforma- 
tik in der gymnasialen Oberstufe belegten, 
berichtet die Ministerin. von den Schülerin- 
nen und Schülern der gymnasialen Ober- 
stufe hätten im Schuljahr 200012001 13.3 
Prozent lnformatik als Grundkursfach und 
0,4 Prozent als Leistungskursfach gewählt. 
Sie fügt an, die Landesregierung habe irn 
Rahmen der Kultusministerkonferenz ange- 
regt, auch lnformatik zur Abdeckung der 
Pflichtbelegung in der gymnasialen Ober- 
stufe zuzulassen. Ein entsprechender An- 
trag habe keine Mehrheit gefunden. 

I I 
Waag-Recht Zeichnung: Nik Eber1 (Rheinische Post) 
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Engagement für Eine Welt muss im eigenen Land ansetzen 
Von Von Von Von 

Kar in Jung llka Keller Dietmar Brockes Ute  Koczy 

Wir müssen immer mehr Ernst ma- Die Menschheit lebt in einer immer lm Zeitalter der Globaiisierung wür- oie Landespoiitik in~~wzeichnets ich 
chen mit dem Vorsatz .Global den- stärker globaiisierten Welt. in welcher de eine Entwickiungshilfe. die bein- durch ein großes Engagement für die 
ken - regional und lokal handeln". der Druck auf den Einzeinen stetig zu- haltet. dass die .reichenv Länder den Eine Welt aus. Im Vergleich mit ande- 
Dass international operierende nimmt. Konkurrenzdenken dominiert "armen" etwas .abgeben", erstens zu ren Bundesländern hat NRW ganz kiar 
zerne denken und handeln, das Wiche Leben unserer heutigen kurz greifen und zweitens von einem die Nase vorn. Angefangen vom Aus- 

Konsumgesellschaft. Umso wichtiger falschen Weltbild ausgehen. Die un- schuss Europa- und Eine-Welt-Politik. 
können wir voraussetzen. Ein ist es. auch diejenigen nicht aus den reflektierte Vergabe von Geldern über den Eine-Weit-Beirat der Landes- 
Gegengewicht der politischen Ge- Augen zu verlieren. dte nicht an unserer schadet mehr. als dass sie nützt. Die regierung. den 50 Pfennig pro Einwoh- 
staltung gibt es aber nur. wenn eine Wohlstandsgesellschaft Partizipieren. Menschen. denen damit angeblich nerin und Einwohner für kommunale 
gut informiene Öflentlichkeit auch Die CDU-Landtagsfraktion fordert von geholfen werden soll. werden bevor- Entwicklungszusammenarbeit. den Ei- 
globai denkt. So hat der Kongress der Landesregierung ein nach- mundet und dauerhaft in Abhängig- ne-Welt-Pmmotorinnen und Promo- 
,.NRW in globaler Verantwortung' prüfbares und in sich geschlossenes keit gehalten. Sie verlieren die An- tern. über lokale Agenda-Prozesse. 
die internationalisierung Konzept der oft versprochenen Nach- bindung an ihre kulturellen Traditio- dem ehrenamtlichen Engagement von 

von Forschung, Wissenschaft, Leb- haitigkeit in der Eine-Weit-Polifik. Die nen. es werden ihnen "Werte' ver- zahlreichen Gruppen. der Partner- 
Aktivitäten von SPD und BUNDNIS mittel1 die nicht die ihren sind, und schaft mit der südalrikanischen Pro- 

und Ausbildung 9OlDiE GRÜNEN beschränken sich sie bleiben nicht mehr in Kontakt mit vinz Mpumaianga der zivilen Kontiikl- 
herausgeste1it. Auch daran sollten bislang auf unkoordinierte Einzelmaß- ihren eigenen Ressourcen. SOI- bearbeitung bis hin zur Stadtentwick- 
wir bei der Umgestaltung unserer nahmen. cherart geprägte Maßnahmen gehen iung Bonns als .Center for International 
H~ch~chul iandscha~ denken. Im "Hilfe zur Seibsthilfe'ist unsere zentra- davon aus, dass es nur ein seligma- Cooperation" bieiet NRW ein facetten- 
Wahl-programm der SPD stand: ,,Wir le Forderung an eine erfolgreiche Eine- chendes Modell der Lebensbewälti- reiches Bild des Eine-Welt-Engage- 
wollen die Potenziale unseres Lan- Welt-Politik. Nur wenn die Menschen gung gibt. und zwar das des .Ge- ments. 

des zu chancen für die ~i~~ weit vor Ort durch eigene Arbeit dauerhatl bars'. Durch eine verfehlte Entwick- Damit hat Politik mit grüner Beteiligung 

machen.. Dieser Satz bleibt Leitlinie bei fairen Löhnen ihren Lebensunter- iungspolitik kommt es ZU Verlusten einen neuen Weg eingeschlagen. Die 
halt bestreiten können. entwickeln sie für die betroffene Ethnie. Kultur. Reii- alte Entwicklungshilfe mit ihrem kiassi- 

für die .Eine-Welt-Politik" der 9 0 -  ein selbstbewusstes und gion etc. schen Heifersyndrom hat ausgedient. 
Landtagsfraktion. Im beginnenden wUrdiges Leben. Das bislang von der Diese Art von Politik wollen wir nicht. Wer heute Entwicklungspolitik glaub- 
Prozess der Entwicklung einer Lan- Landesregierung praktizierte "Gießkan- Die FDP vertrin das Konzept der Ent- hafi gestalten will. muss im eigenen 
desagenda 21 müssen Wir uns der nenprinzip' für die Hilfe vor Ort lehnen wicklungspartnerschaft Dies dient Land beginnen. Daher bezeichnet der 
Herausforderung bewusst sein. vor wir auf Grund seiner Ineffizienz ab. der Sicherung der natürlichen Le- Begriff Eine-Weit-Politik auch das Um- 

SPD: Potentiale des Landes zu CDU: Für ein verstärktes FDP: Konzept der GRÜNE: Großes Engagement 
Chancen Tur die Eine Welt machen Miteinander Entwicklungspartnerschaft in NRW iiir die Eine Welt 

der die Eine Weit gestellt ist, wenn Außerst schwierig gestaltet sich in vie- bensgrundiagen und der wirtschah- denkehdas seit der berühmten Konfe- 
die .basic needs" aller Menschen len Ländern nach wie vor die Kreditaul- lichen Entwicklung. Wir begrüßen die renz .Umweit und Entwicklung' von 

befriedigt werden sollefl. nahme zum Aufbau einer beruflichen Vielfalt der Kulturen und sehen dies 1992 in RIO de Janeiro eingesetzt hat. 

Die SPD-LandtagSlrak,ion will den Existenz. Nur wenige Firmen haben die als gegenseitige Bereicherung. Wir Danach sind es vor allem die Industrie- 
Möglichkeit. Auslandskredite zu erhal- bieten unsere Hilfe an bei dem Auf- Iänder, die aufgefordert Sind. durch ein 

Agenda-Prozess nachhaltig unter- ten. Selbst wenn die Regierungen die- bau von demokratischen Strukturen solidarisches Verhalten dazu beizutra- 
stützen. Wir hoffen. dass wir mit ser Staaten - wenn auch oft nur zu und Rechtsstaatlichkeit Bei der Ver- gen, dass der Ressourcenverbrauch 
fe der im Lande reichlich vor- überhöhten Konditionen - selbst ZU- gabe von Geldern legen wir Wert auf gemindert. der Klima- und Umwelt- 
handenen fachlichen Intelligenz in gang zu internationalen Anleihe- die Einhaltung marktwirtschaltlicher schutz befördert und faire Handelsbe- 
Forschung und Wirlschaft insbe- markten haben, ist dieser Weg vor al- Prinzipien. Die zur Verfügung ste- ziehungen dieLebensbedingungenauf 
sondere im der ~ f l i ~ i ~ ~ ~ -  lern für kleine Existenzgründer regel- henden Mittel sind knapp und müs- dem ganzen Planeten verbessern. So 

bei der ResCOurcennul- maßig verschlossen. Anleihemärkte Sen daher für längerfristige, struktur- wichtig die Unterstützung von Projek- 
zung vorankommen. sind in Entwicklungsländern ohnehin wirksame Entwicklungsvorhaben ten in den Ländern des Südens auch 

kaum im nennenswerten Umfang vor- eingesetzt werden. Denn nur da- weiterhin ist so wichtig sind die struk- 
Die SPD-Landtagsfraktion orientiert banden, durch kann ein wirksamer Beitrag zur turellen Veränderungen, die in einem 
sich an folgenden Zielen: Vor diesem komplizierten Hintergrund Krisenprävention geleistet werden. lndustrieland wie NRW angegangen 

Beziehungen auf gleicher Augen- ist der landespolitische Ansatz in Zurzeit fließt noch ein großer Teil der werden müssen. um .Umwelt und Enl- 
höhe mit Respekt für die Identität Nordrhein-Weslfalen starr und unflexi- Mittel in die Not- und Flüchtlingshilfe. Wicklung" in der Einen-Welt-Politik zu 
der Regionen des Südens. bel: Dies ist aus humanitären Gründen vereinen. . unterstützung der vielen ~ i ~ ~ -  Ein "ures und unübersichtliches Pro- unabdingbar. reicht aber nicht aus. Da ist NRW auf dem richtigen Weg, aber 

Welt-Gruppen und NGOs, die an motorenmodell wirkt auf der Input-Seile, um die Menschen VOr Ort auf Dauer noch lange nicht am Ziel. Deswegen 
während die Output-Seim kaum nach- unabhängig zu machen. spielt der angestoßene Prozess hin zu 

der So- voilziehbar bleibt. Eben-nig rechnet ~arüber  hinaus 1st es auch in unse- einer Landesagenda 21 NRW eine gro- 
lidarität arbeiten. sich das 50-Pfennig-Konzepi. das den rem Interesse, eine ethisch gepräg- ße Rolle. Mit dem von über 800 Perso- 
Die Vermehrung von Nord-Süd- Kommunen im Rahmen von GFG-Minei- te Eine-Weit-Politik zu betreiben. nen besuchten Kongress .NRW in gio- 
Partnerschaften auf allen Ebenen Zuweisungen 50 Pfennig Pro Einwohner Angefangen bei unkontrollienen baler Verantwortung' und den Ergeb- 
unseres Landes. zur Förderung der Enkicklungszusam- Flüchtlingsströmen, die von vielen nissen der Arbeilsgruppen zeigten sich . weiierentwicklung der ~ ~ r t b i l .  menarbeit zur Verfügung stellt. Die als Bedrohung unserer Gesell- große Potenliaie. Ziel wird sein, gemein- 
dungs. und ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ h ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  CDU-Landtagsfraktion fordert schon seit schaftsordnung empfunden werden, sam mit Partnerinnen und Partnern aus 

me. langem die Einführung eines Verwen- über die Zerstörung des RegenWal- Wirtschaft. Gewerkschafien. Bildung. 
dungsnachweices, um eine entspre- des bis hin zum Horror-Szenario ei- Wissenschaft und der Geselischah Zie- 

lnternationaiisierung 'On chende Kontrollmöglichkeil ZU erhalten. nes Atomkriegs zwischen verfeinde- le und konkrete Schritte zur Umsetzung 
schung und Lehre. 2.6. durch Im Jahr des Ehrenamtes verlangen wir ten Schwellenländern gibt es reich- des Leitbildes der nachhaltigen Ent- 
partnerschaftliche Forschungs- außerdem eine verslärkte Förderung lich pessimistische Prognosen, die wicklung in der künftigen Landesagen- 
Projekte zur intelligenten Nutzung des ehrenamtlichen Engagements auf die Notwendigkeit einer Globalisie- da 21 zu verembaren. Eckpfeiler eines 
knapper Ressourcen. dem Gebiet der Eine-Welt-Politik. Die rung im positiven Sinne deutlich ma- solchen Leitbildes sind aus grüner Sicht . ~~~b~~ B~~~~ zu einem ort des CDU-Landtagsfraktion mftdazu auf. ai- chen. Wir brauchen eine Globaiisie- eine zukunftsfähige Friedenspolitik und 

Dialogs Fra. le Projekte Nordrhein-Westfalens in der rung von Bildung, Wettbewerbsfähig- interkulturelle Kompetenz. 
EineWelt-Politik kritisch auf ihre Effi- keit, Gesundheit - um nur einige Damit diese Ziele verwirklicht werden 

gen der nachhaltigen menschen- zimz zu überprüfen. um unsere (inan- Punkte zu nennen. In diesem Sinne können. braucht es weitere Anstren- 
würdigen Entwicklung. zielten und personellen Kräfte mög- wird sich eine erfolgreiche Eine- gungen und weiterhin ein starkes En- 
Hilfe für Frauen im Süden. lichst gewinnbringend im Interesse der Welt-Politik auch wieder positiv für gagemeni von NRW für und in der Ei- - Ausweitung des fairen Handels. gemeinsamen Sache einzusetzen. NRW auswirken. nen Welt. 
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In einer generellen Diskussionrunde unter- 
strich Prof. Dr. Wolfgang Wessels (Uni Koln), 
dass es um eine fundamentale Frage des 
europäischen Gesellschaftsmodells gehe, 
wo welche Angebote für die Bürger unter- 
breitet werden. Der Begriff der Daseinsvor- 
sorge sei begrifflich unklar. Er unterstütze 
eher eine sektorspezifische Betrachtung. 
Dr. Christoph Konrad (MdEPICDU) unter- 
strich, dass der freie Wettbewerb zu den 
Grundpfeilern der europäischen Politik ge- 
höre. Als Grundsatz müsse gelten. dass 
Wettbewerbsbeschränkungen unzulässig 
seien. Die Aufgabe der Europäischen Kom- 
mission sei eine Missbrauchsaufsicht über 
das Wettbewerbsrecht. Daseinsvorsorge 
bedeute nicht unbedingt, dass die jeweilige 
Ausführung auch durch staatliche Einrich- 
tungen zu gewahrleisten sei. Der Staat solle 
den ordnunasool~tischen Rahmen für staat- 
liches ~ a n i e i n  genau festlegen, damit die 
Freiheit des Wettbewerbes klar umrissen 
sei. Der Stromsektor und im Telekom- 
munikationsbereich seien Glanzstücke libe- 
ralisierter Märkte. Er könne sich auch vor- 
stellen, dass zum Beispiel der öffentliche 
Personennahverkehr (OPNV) anders orga- 
nisiert werden könne. 
Bernhard Rapkay (MdEPISPD) erachtete es 
für unzulässig, ganze Bereiche oder Sekto- 
ren dem europäischen Wettbewerbsrecht 
ZU entzienen. In einem gemeinsamen euro- 
oaiscnen Mari<t oehe so etwas n cht Die eJ- 
;opäische ~ettbewerbs~olit ik sei ein ele- 
mentarer Bestandteil der europäischen Ver- 
träge und gehe insbesondere auch auf 
Deutschland zurück. Die Auffassung deut- 
scher Ministerpräsidenten, selber Daseins- 
vorsorge zu definieren und dann zu erwar- 
ten, dass alle Aktivitäten mit dem Markt ver- 
einbar seien. teile er nicht Auch durften d e 
Anforderungen an Daseinsvorsorae n zehn 
Jahren erhGblich anders aussehen als heu- 
te. Wichtig sei daher ein dynamischer An- 
satz. 
Eine entscheidende Schwäche der Kom- 
missionsmitteilung sehe er jedoch, fuhr 
Rapkay fort, in der bestehenden Rechtsun- 
sicherheit. Dies sei in Nizza auch erkannt 
worden und die Kommission beauftragt 
worden, diese Rechtsunsicherheit bis zum 
Europäischen Rat von Laeken im Dezember 
2001 zu beseitigen. Im Ubrigen empfehle er 
ebenfalls eine sektorspezifische Betrach- 
tung. Auch wies er auf die in den Bundes- 

Anhörung von Ex~erten im Euro~a-Ausschuss 

„Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge" 
Am 31. Januar der Ausschuss für Euro~a- und Eine-Welt-Politik eine öffentliche Anhöruna 
zum,,Thema ,,Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge' unter Vorsitz von Ute KOC$ 
(GRUNE) durch. Vertreter der Europäischen Kommission, des Europäischen Parlaments, der 
kommunalen Spitzenverbände und Verbandsvertreter diskutierten mit den Abgeordneten 
des Europaausschusses, insbesondere uber die Bedeutung der Kommissionsmitte~lung 
vom 20. September 2000 fur dfe Berefche Personennahverkehr, Energie und Wasser. 

Iändern bestehenden unterschiedlichen Dr. Alexander Schink (Landkreistag NRW) 
Regelungen, etwa in den Gemeindeordnun- unterstrich, dass die Qualität kommunaler 
gen, hin. was Daseinmorsorge bedeute und Leistungen sich grundlegend wandeln wer- 
wie die kommunale wirtschaftliche Betati- de. wenn ihnen Gestaltunasmoalichkeiten 
gung dort zugelassen werde. 
Dr. Bernd Langeheine (Generaldirektion 
Wettbewerb-Europäische Kommission) ver- 
deutlichte, dass das Thema vor allem als 
Folge der Auseinandersetzungen um die 
Landesbanken und einige öffentlich-rechtli- 
che Kreditinstitute ein deutsches Thema sei. 
Aus der Sicht der Kommission gehe es nicht 
um die Definition der Daseinsvorsorge - 
dies sei Angelegenheit der Mitgliedstaaten -. sondern ausschließlich um Missbrauchs- 
kontrolle. Aus Sicht der Kommission behin- 
dere die Mitteilung nicht die Daseinsvorsor- 
ge. Die Kommission sehe auch keine 
Rechtsunsicherheit. Sie habe deutlich ge- 
macht, wie sie ihr Ermessen ausüben werde. 
Jens Lattmann (Städtetag NRW) wies dar- 
auf hin, dass die Kommunen den über- 
wiegenden Anteil dessen leisten, was unter 
Daseinsvorsorge in Deutschland verstan- 
den werde. Auch dort stelle man sich die 
Frage, ob andere diese Leistungen nicht ge- 
nauso gut oder vielleicht sogar besser be- 
reitstellen können. Die Kommissionsmit- 
teilung gehe in die richtige Richtung. Aber 
die Kommission beschränke sich nicht nur 
auf eine Missbrauchskontrolle. Auch melde- 
te er Widerspruch gegenüber der Kommis- 
sion an, dass Rechtssicherheit bestehe. 
Vielmehr behalte sich die Kommission vor, 
durch Marktbeobachtung festzustellen, ob 
eine Tätigkeit wirtschaftliche Tätigkeit sei 
oder nicht. Auch er unterstütze eine sektor- 
spezifische Betrachtung. Innerhalb eines 
festgesetzten Rahmens sollten Spielraume 
für die wirtschaftliche Betätigung der Kom- 
munen bestehen. Es gehe darum, dass 
auch den Kommunen die faire Teilhabe am 
Wettbewerb ermöglicht werde. 

werden. Auch bedeule Wettbe- 
werb nicht in jedem Fall ein Plus für die Bür- 
ger. Im Bereich der Abfallentsorgung habe 
der Wettbewerb zu höheren Gebühren für 
die Bürger geführt Für die europäische 
Diskussion sei es wichtig, Bündnispartner zu 
finden. Friedrich-Wilhem Heinrichs (Stadte- 
und Gemeindebund) unterstrich ebenfalls 
die Bedeutung von Rechtssicherheit für die 
Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen. 
Dr. Karl-Heinz Schaffartzik (Verbraucher- 
zentrale NRW) begrüßte die Kommis- 
sionsmitteilung. Das Interesse der Verbrau- 
cher bestehe in einem kundenorientierten, 
qualitativ hochwertigen. preiswerten Ange- 
bot. Privatisierung dürfe nicht zu einem Ver- 
lust an steuerung und Verantwortung füh- 
ren. (wird fortgesetzt) 

Bahnexperte Kniola 
im Verkehrsausschuss 
Als Bahnexperte berichtete der frühere 
NRW-Verkehrsminister Franz-Josef 
Kniola am 8. Februar im Verkehrsaus- 
schuss über seine Erfahrungen vor und 
nach der Privatisierung der Deutschen 
Bahn, veranlasst durch einen FDP-An- 
trag .;Trennung von Netz und Betrieb. Ei- 
ne .Netz-AG sei nicht gesetzeskonform. 
sagte Kniola, der Mitglied der Pällmann- 
Kommission war und jetzt den Vorsitz 
der Kommission „Zukunft der Bahn in 
NRW" innehat. Vielmehr müsse der 
Bund Mehrheitseigentümer und verant- 
wortlich bleiben. (Bericht folgt) 

Zur Anhörung uber biientßche Daseinsvorsorge hane oer Ausscnuss fur Europepol!f!~ hochrangige Sechverslandrge aus Deutschland und Brüssel eingeladen, V. I. 01. 
Bernd Lanoeheine (Generaldzrehfron vYettbewerb oer EU-Komrnissron), d!e Aboeordneren Bernhard Raohav ISPD) und Dr Chnstooh Konrad ICDU) als Mifolieder des 
~usschuss~s für whschan und Währung des Europäischen parlaments, prolofessor DI Wollgang ~essels (jean-~onnet-~ehrstuhl ~niversitit ~61") im ~ e i ~ r ä c h  mit 
der Ausschussvorsitzenden Ute Koczy (GR~NE). Fotos: Schälle 
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Ausschuss diskutierte mit Europaparlamentariern über „Post-Nizza" 

Auch mit 27 Mitgliedstaaten der EU handlungsfähig bleiben 
Eimar Brok (CDU) betonte. dass im Europäi- 
schen Parlament (EP) ein hohes Maß an 
Ubereinstimmung in der Beurteilung des 
Gipfels von Nizza bestehe. In der Beurteilung 
der Folgen gingen die Meinungen im EP je- 
doch auseinander Nizza habe einen be- 
grenzten Auftrag gehabt. Es sei darum ge- 
gangen, Verfahren zu finden, um auch eine 
Gemeinschait von 27 Mitgliedstaaten hand- 
lungsfähig und transparent zu gestalten. 
Dem Europäischen Parlament sei das Klage- 
recht für eine abstrakte Normenkontrolle ge- 
mäß Paragraf 230 des €G-Vertrags einge- 
iaumt woraen. Das Parlament habedbrchei- 
ne Slärk~na des Prooortional~rinzi~s bei der 
Verteilung der ~andate an Legitimation ge- 
wonnen. Der Kommissionspräsident könne 
nunmehr vom Rat rnit Mehrheit ernannt wer- 
den. Sein Recht. Kommissionsrnitglieder 
nach entsprechender Aufforderung zu ent- 
lassen, sei jetzt im Vertrag verankert worden. 
Zudem rücke der Kommissionspräsident zu- 
nehmend in die Rolle eines Regierungschefs 
auch dadurch ein, dass er Vizepräsidenten 
ernennen kann, denen er bestimmte Lei- 
tungs- und Koordinierungsfunktionen über- 
tragen kann. Bei den Mehrheitsentscheidun- 
gen habe es jedoch nur eine numerische 
Ausweitung gegeben. 
Inhaltlich habe es keine Fortschritte gege- 

Der Ausschuss für Europapolitik diskutierte in der von Ute Koczy (GRÜNE) geleiteten Sit- 
zung am 29. Januar über die Ergebnisse der Konferenz des Europäischen Rates am 8./9. 
Dezember 2000 in Nizza und den so genannten Post-Nizza-Prozess mit den nordrhein- 
wesffäiischen Europaabgeordneten Eimar Brok (CDU/Europäische Volkspartei), Professor 
Dr. Klaus Hänsch (SPD/Sozialdemokratische Partei Europas) und dem NRW-Europaminister 
Detlef Samland (SPD). 

berücksichtigt werden. Die nationalen Par- Im Bereich der Daseinsvorsorge sei in Niz- 
iamente und der Bundesrat müssten stärker za ferner vereinbart worden, dass bis zum 
in den Prozess einbezogen werden. Ende des Jahres mehr Rechtssicherheit 
Klaus Hänsch (SPD) unterstrich das hohe herbeigeführt werden solle. 
Maß an Gemeinsamkeit in der Kritik der Be- Die Landesregierung teile die Kritik bezüg- 
schlüsse von Nizza. Nizza sei der schlech- lich der Mehrheitsentscheidungen. Bei den 
teste Vertrag, der ]e geschlossen worden sei StruMurfonds habe sie ebenfalis erhebliche 
und bleibe erheblich hinter den Notwendia- Bedenken. Dennoch aebe es keinen Auto- 
keilen zurück. Die Entscheidungen würdeii matismus. Wenn es 2006/2007 zu keiner 
schwieriger una undurchsichtiger. Zudem Einigung bei der finanziellen Vorausschau 
sei der Vertraa handwerklich schlam~ia er- komme. aelte das Prinzio der Jährlichkeit. 
arbeitet worden. Dennoch sei ein schiethter Als entscheidend für den Post-Niua Pro- 
Vertrag besser als gar kein Vertrag. Bei ei- zess sehe er das Jahr 2003 an. 2002 werde 
ner Ablehnung des Vertrages aume so es insgesamt acnt nationale Parlaments- 
schnell keine neue Reaierunaskonferenz wahlen aeben. Der Post-Nizza Prozess soll- 
einberufen werden. ~ i e s  hätte" erhebliche 
Konsequenzen für die Beitrittsverhandlun- 
gen. 
Dem Anhang IV, „Erklärung für die Schluss- 
akte der Konferenz zur Zukunft der Union", 
dem so genannten Post-Nizza-Prozess, 
komme eine besondere strategische Be- 
deutung zu. Die Methode der Regierungs- 

te auchnicht mit der Wahl des neuen Kom- 
missionspräsidenten Mitte 2004 konkurrie- 
ren. Im Vorfeld der nächsten Europawahlen 
sollte der Post-Nizza-Prozess zu einem Ab- 
schluss gebracht werden. Keine Regierung 
werde es sich leisten können, unmittelbar 
vor den Europawahlen diesen Prozess zu 
stoppen. 

ben. funr Elmar Brok fort Bei horizontalen konferenz sei am Ende. 
- - 

Nach der europapolitischen Diskussion in- 
Venraaen (GATT) se, Einst;mm;ake;t erfor- NRW-Euro~aminister Detlef Samland be- formierte Slaatssekretärin Christiane Fried- 
derlic6, so dass der Vertrag von 6zza hinter tonte, dass die deutschen Länder die Er- rich (Umweltministeriurn) den Ausschuss 
bislang b e s t e h e n T e T e ~ e T U n g e m a r i i ~ a t - - g e b f t l s s e ~ q ~ & - -  über "Nachhaltige Entwickiung - ein Ge- 
le. Die Sozialpolitik sei lediglich durch einen rer Sicht positiv bewerteten. Der Post-Niz- staltungsauiiEa~fur V m i  uribSchule% 
Halbsatz abgearbeitet worden. Der Grund- za-Prozess werde die Frage der dem Subsi- Hierzu hatte die CDU-Fraktion einen Antrag 
Satz von Amsterdam, alle neuen Bereiche in diaritätsprinzip entsprechenden Abgren- im Plenum eingebracht, der dem Ausschuss 
die Mitentscheidung zu überführen, sei zung der Zuständigkeiten behandeln. federführend überwiesen worden war. 
nicht eingehalten worden. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe (Pleuger- Staatssekretärin Friedrich verwies darauf, 
Bei der Stimmenwägung im Ministerrat wer- Gruppe), an der neben Nordrhein-Westfalen dass die Landesregierung bereits seit 1997 
de der Kanal für Mehrheitsentscheidungen auch Bayern, Niedersachsen und Sachsen ein Fortbildungsprogramm für die außer- 
immer enger. Hierin bestehe der entschei- beteiligt seien, werde bis zum Sommer hier- schulische Bildung im Bereich der nachhal- 
dende strukturelle Fehler von Nizza. De fac- zu eine inhaltliche Positionierung vorneh- tigen Entwicklung unterstütze. Außerdem 
10 werde zunehmend die Einstimmigkeit men. Die Ministerpräsidentenkonferenz diskutierte der Ausschuss Über die Stiftung 
den Entscheidungsprozess im Rat prägen. werde im Herbst hierzu einen Beschluss Umwelt und Entwicklung, den Haushalt 
Nizza habe gezeigt. dass die bisherige Me- fassen. der von der Bundesregierung als 2001, die Auswertung des Kongresses 
thode der Regierungskonferenz die Euro- Verhandlungsposition aufgenommen wer- .NRW in globaler Verantwortung" Ende No- 
päische Integration nicht wirklich weiter vor- de. Ministerpräsident Clement werde hierzu vember 2000 in Bonn sowie einen Antrag 
anbringen könne. Die Erfahrungen rnit dem eine Regierungserklärung im Parlament ab- der CDU zur Aufwertung der deutschen 
Konvent bei der Grundrechtecharta sollten geben. Sprache in der Europäischen Union. 

schäitigten im Uranerzbergbau in den neu- Grubenausschuss tagte in Bochum „ Bundesländern, gingen teilweise auf B* 

Der Ausschuss für Grubensicherheit tagte am 26. Januar unter Leitung des Vorsitzenden Pe- 
ter Budschun (SPD) bei der Bergbau-8erufsgenossenschaft (BBG) in Bochum. Frltz Kollon 
ICDUI beor~lßte als BBG-Vorslandsvorsitzender den Ausschuss und saote zum anschließen- , ~ "  ~~ - ~ 

~~-~ ~~~ - ~ ~ - ~  ~ 

din Besuch im über 100-iähri~en Krankenhaus .Bersmannsheil: die dort tätigen Arzte seien 
in der Liste der besten deutGhen Arzte vertreten. Gemeinsam mit der ~ t a d t  bemühe man 
sich, dort neben der Herzchirurgie auch Herztransplantationen durchführen zu können. 

Zur Unfallentwicklung im deutschen Berg- 
bau und über die Strategien zur Unfail- 
vermeidung referierten Hauptgeschäitsfüh- 
rer Dr. Breuer und BBG-Mitarbeiter Jülich. 
Dr. Breuer sagte, innerhalb von zehn Jahren 
habe sich die Zahl der meldepflichtigen Ar- 
beitsunfälle halbiert und betrage heute 25 
Unfälle je eine Million Arbeitsstunden. Auch 

fällen (während der Fahrten zur und von der 
Arbeit) trete man dagegen auf der Stelle. 
Später sagte er dazu noch. Bergbaube- 
schäitigte führen viel häufiger mit Motorrä- 
dern. Deren Unfallrislko sei erheblich höher. 
Berufskrankheiten, die zur Verrentung führ- 
ten. seien vor allem Silikose-Tuberkulose, 
Krankheiten durch Erschütterungen durch 

Dei neuen Arbeitsbnfal~renten habe sich die Dr~ckluflwerkzeuge und Meniskusschäden 
Zahl auf knaoo 2.5 halbiert Im etzten Jahr Auf hohem Niveau verharrten Berufskrank- 

strahlungen in den 50er Jahren zurück. Bei 
Atemswegserkrankunaen habe es die BEG 
außerdem mit Silikose und chronischer 
BronchiüslEm~hvsem zu tun. Larmschwer- 
hörigkeit sei i n  der gewerblichen Wirtschaft 
die Berufskrankheit Nummer eins. Im Berg- 
bau sei die Entwicklung ähnlich. 
Vor zwei Jahren habe die BBG festgestellt, 
dass zum ersten Mal die Anzahl der melde- 
pflichtigen Arbeitsunfalle im Bergbau nicht 
dber dem Durchschnitt der aesamten Wirt- 
schaft liege. Die positive ~ n & i c k l u n ~  sei ei- 
ne Leistung der Bergbau-Unternehmen. 
Als relativ neuen gesetzlichen Auftrag be- 
zeichnete Referent Jülich die Verhütung ar- 
beitsbedingter Gesundheitsgefahren. Hier 
gehe es nicht nur um die Gestaltung des Ar- 
beiisDiatzes und der Arbeitsablaufe. w n -  

seien 1 068 Renten als berufskrankheitsbe- heitsrenten durch ionisierende Strahlen. 
dingt anerkannt worden. Bei den Wegeun- Spätschäden. vor allem bei früheren Be- 

dern'auch um das Verhalten von ~ührungs- 
Personen und Mitarbeitern. (wird fortgesetzt) 
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Sprecher der kommunalen Spitzenverbhnde: (V./.) Dr. Ludger Sander (Städtetag), Dr. Bernd Schneider (Städte- und Gemeindebund), Dr. Alexander Schink (Land- 
kreistag, Erster Landesrat Hans-Ulrich Predeick (Landschaftsverband Westfalen-Lippe). Fotos: Schalte 

Strikt abgelehnt wird vom Städtetag NRW, 
im Zuge der Verstaatlichung des Straßen- Verbände zu Gemeindefinanzen 2001 
baus Bedarfs- und Schlüsselzuweisungen 
der Landschaftsverbände um 310 Millionen 
Mark ZU kürzen und den Steuewerbund mit Viel Kritik an Rechenwerk und System 
zusätzlichen Zweckzuweisungen zu be- 
frachten. Kritik übte Dr. Ludger Sander auch Der Ausschuss für Komrnunalpolitik hörte arn 7. Februar unter Leitung seines Vorsitzenden 
an der vorgesehenen .KommunaiisierungU Jürgen Thulke (SPD) die kommunalen Spitzenverbände und Landschaftsverbande zum Ge- 
oer Weiterbildunasforderuno. deren Höhe setzentwurf der Landesreaieruna zur Gemeindefinanzieruna IGFGJ rm Haushaitsiahr 2001 
bis 2004 gesetzlich garantie? gewesen sei. (Drs. 13/402) und zur 1. ~äushal~ser~änzungsvorla~e (Drs. i3j620)'an. 
Er befürchtet einen erheblichen Kostenan- 
stieg der Leistungen der Großstadte für Hil- Ahnlich wie seine Vorredner begrußte Dr. StraßenDaus (Zuschrift 131344). Es handele 
fe zur Pfleae. Die Stadte hätten sich nur bei Alexander Schink tiir den Landkreistaa sich um einen verfassunaswidriaen Einoriff 
vollem fin&ziellen Ausgleich mit dem „Her- 
abzonen' der Pflege einverstanden erklärt. 
Der zeitlich befristete Härteausgleich bei 
den Landschaftsverbänden reiche nicht 
aus. Eine neue besondere Regelung sei 
notwendig. Der Städtetagssprecher forderte 
von der Landesregierung, beim Bund auf ei- 
ne Reform des Gemeindefinanzsystems 
hinzuwirken. 
Auch Dr. Bernd Jürgen Schneider (Städte- 
und Gemeindebund NRW) meinte, die kom- 
munale Familie könne die geplanten Kür- 
zungen nicht verkraften. Die Landschafts- 
verbände hätten in der Vergangenheit die 
Unterdeckung im Straßenbauhaushalt mit 
kommunalen Mitteln in Höhe von 300 bis 
400 Millionen Mark jährlich kompensiert. Es 
gehe um den Entzug kommunaler Mittel zur 
dauerhaften kommunalen Subvention einer 
staatlichen Aufgabe. Schneider führte wei- 
ter aus. die sich aus dem Steuersenkungs- 
gesetz 2000 (des Bundes) ergebenden Min- 
dereinnahmen würden mischen den staat- 
lichen Ebenen nicht gerecht verteilt. Städte 
und Gemeinden trugen im Jahresdurch- 
schnitt bis 2006 rund 18 Prozent aller Steu- 
ermindereinnahmen, obwohl ihr Anteil am 
Steueraufkommen aller drei staatlichen 
Ebenen derzeit nur bei 125 Prozent liege. 
Dr. Schneider sah weitere gemeindliche 
Steuerausfälle durch bundespolitische Ent- 
scheidungen voraus, etwa durch die Ren- 
tenreform. Eine allgemeine Grundsicherung 
durch Sozialhilfe aus Kommunalfinanzen 
werde schärfstens abgelehnt Die Schul- 
finanzierung verlagere sich immer weiter 
auf die Schulträger und müsse grundlegend 
reformiert werden. Auch dürften Schulden- 
stände beim Land und bei den Kommunen 
nicht miteinander verglichen werden. Eine 
niedrige Kreditaufnahme von Kommunen 
sei ein Indikator für besonders angespannte 
Haushaltslage. Anders als sein Vorredner 

NRW die Streckung der Tilgung des ~ond; in die Selbstverwaltung -und um unzGei- 
.Deutsche Einheit" mit einer Verringerung chenden Ausgleich für Vermögenswerte in 
des Vorwegabzugs um 148 Millionen Mark. Höhe von über 600 Millionen Mark. Im Ubri- 
Er kritisierte die Befrachtung des Stauerver- gen müssten die Pensionslasten beider 
bunds mit Straßenbau-Zuweisungen und Verbände von der Kürzung der Zuweisun- 
mit Kosten für die Unterbringung und Ver- gen abgesetzt werden. Durch das zweite 
sorgung von Asylbewerbernind Flüchtlin- Modernisierungsgesetz hätten sicn die 
aen in Höhe von 325 Mill~onen Mark. da dies Hadshalte beider Landschaftsverbande er- , ~~-~ 

eine ~andesaufgabe darstelle. Dr. Schink 
berichtete von steigenden Kosten für Ein- 
gliederungshilfe durch höhere Lebens- 
erwartung und durch medizinischen Fort- 
schritt. Die Landschafisverbände rechneten 
mit Verdoppelung aller Soziallastkosten in 
den nächsten zehn Jahren. Seit 2001 sei 
keine Finanzierung der Alten- und Pfiege- 
heime durch das Land mehr vorgesehen. Es 
gebe jedoch einen lnvestitionsstau von 
mehr als sieben Milliarden Mark. ' 

In der gemeinsamen Erklärung der Land- 
schaftsverbände Rheinland und Westfalen 
erläuterte Erster Landesrat Hans-Ulrich 
Predeick die Gründe für die Verfassungs- 
beschwerde gegen die Verstaatlichung des 

hebiich strukturell verändert.   er Forderung 
der Kreise und kreisfreien Städte. Entlastun- 
gen bei der Sozialhilfe durch entsprechen- 
de Senkungen der Hebesätze zur Land- 
schaftsumlage im Verhältnis 1:l auszuglei- 
chen, habe man nicht nachkommen können, 
da die Ausgaben durch Fallzahlzugänge 
und höhere Pflegeentgelte weiterhin unge- 
brochen stiegen. Auch Landesrat Predeick 
berichtete von hohem Madernisierungsbe- 
darf bei Heimen, ferner von einer umstritte- 
nen Umlage für die Ausbildung in der Alten- 
pflege und einem hohen Finanzierungs- 
risiko der Landschaftsverbände aufgrund 
von Widerspruchsverfahren und schlechter 
Zahlungsmoral. 

lehnte Dr. Schneider die Kürzung der Anhörung im Kommunalausschuss: (V. 1.) Vorsitzender Jürgen Tholke (SPDJ leitete die dffentliche Sitzung, 
Schiusselzuweisungen durch Wegfall der ~ a n h e d ~ a l m e n  ICDU) wunderte slcn uber untersch~edl~ch~ Kostenschatzungen ourch Bund. Land una ~ e i -  
Berücksichtiauna von A- und D-Einwohnern Dande ~r inoo WO„ IFDP) bl~eb nur noch eine Fraoe ubno. nacndem Ewald Gram (GRUNE) schon vor ~hm 
(~lliierten-~gdienstete und Diplomaten) ab. nach ~reirauigemei"den~chu1linanzierung und k ~ m m u n ~ l e m  Hebesatz gelragt haite 
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Gute ökonomische Entwicklung in Bundesstadt - Furcht vor „Rut~chbahneffekt~~ 

Landesregierung sieht keinen Anlass für Umzug 
verbliebener Ministerien von Bonn nach Berlin 

Zur Disltussron über den Umzug weiterer 
Bundesministerien von Bonn nach Berlin 
sollte die Landesregierung einmal ihre Hal- 
tung darstellen, regte Vorsitzender Edgar 
Moron (SPD) bei der Sitzung des Hauptaus- 
schusses am Donnerstag, 1. Februar, an 1 
und fügte hinzu: ,,Ich hofle. die ist eindeu- 
tig." Der Chef der Staatskanzlei, Georg Wil- 
helm Adamowitsch. aufaefordert Stelluna I 
zu beziehen, machte kla; .Die Haltung d& 
Landesregierung ist auch in dieser Frage 
eindeutig und für alle nachvollziehbar." 

Der Staatssekretär sah indessen nach ei- 
genen Worten keinen Anlass, eine Dis- 
kussion. die von unterschiedlichen Seiten 
geführt werde, zu kommentieren. Er machte 
deutlich, dass sich unter anderem der 
Bundeskanzler mehrfach klar geäußert ha- 
be, dass für diese Frage eines möglichen 
Umzuges der verbliebenen Ministerien von 
Bonn nach Berlin überhaupt kein Anlass 
bestehe. Er wies noch einmal auf einige 
Punkte hin. Das Berlin-Bonn-Gesetz vom 
26. April 1994 sei eindeutig. .,Sechs 
Bundesministerien erhalten ihre ersten 
Dienstsitze in Bonn. Sie haben ihre zweiten 
Dienstsitze mit durchschnittlich rund zehn 
bis fünfzehn Prozent ihrer Mitarbeiter in 
Berlin." Das seien die Bundesministerien 
für Verteidigung. für Bildung und For- 
schung, für Gesundheit, für Umwelt, für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und für Land- 
wirtschaft. 
„Die übrigen Bundesministerien mit ersten 
Dienstsitzen in Berlin behalten zweite 
Dienstsitze in Bonn", berichtete Adamo- 
witsch. Insgesamt seien aus den Bun- 
desressorts 670 Arbeitsplätze von Bonn 
nach Berlin verlagert worden. und es be- 
fänden sich noch 11 300 Arbeitsplätze in 
Bonn. Das entspreche den Forderungen 
des Hauptstadtbeschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1991 und des 
Berlin-Bonn-Gesetzes. Die nach Berlin ver- 
lagerten Arbeitsplätze seien vollständig 
kompensiert worden. Durch den Zuzug von 
23 Bundesbehörden seien beispielsweise 
6 800 Arbeitsplätze geschaffen. 

Anschluss an Flughafen 

Es gebe selbstverständlich auch noch eini- 
ge offene Fragen. Da seien die Beschlüsse 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
und anderer Verbände im Gesundheits- 
wesen, ihre Sitze von Bonn und Köln nach 
Berlin zu verlegen. Diese Verbände könn- 
ten solche Entscheidungen treffen. Sie aus 
Rechtsgründen anzufechten, dürfte .nach 
den uns vorliegenden Erkenntnissen" we- 
nig Sinn machen, sagte der Staatssekretär. 
Allerdings benötigten die Verbände zum 
Vollzug dieser Beschlüsse die Genehmi- 
gung des Bundesgesundheitsministeriums. 
.Sie können sicher sein, dass wir alle Mög- 
lichkeiten nutzen, über diesen Weg die Ver- 
bände vom Sinn und von der Notwendigkeit 
des Verbleibs in der Region zu überzeu- 
gen". versicherte er dem Hauptausschuss. 

Georg ~ i l h e l i  ~damoiitsch. 

Zur Ausgleichsvereinbarung erklärte Ada- 
mowitsch, aufgrund der Vereinbarungen für 
die Bundesstadt Bonn und die Region im 
Ausgleichsvertrag vom 29. Juni 1994 könne 
Bonn insgesamt und damit auch die Lan- 
desregierung positiv in die Zukunft schau- 
en. Die Anstrengungen. den Strukturwandel 
in Bonn und in der Region zu bewältigen, 
hätten sich gelohnt. Seit 1991 sei die Zahl 
der sozialversicherungspflichtigen Be- 
schäftigten in der Region um rund 18000 
gestiegen. Die Arbeitslosenquote in Bonn 
und im Rhein-Sieg-Kreis liege mit rund 7,8 
Prozent deutlich unter Landes- und Bun- 
desdurchschnitt. In der Bundesstadt Bonn 
sei ein erheblicher und kontinuierlicher Zu- 
wachs an privaten Unternehmen entstan- 
den. ,Von 1991 bis Ende 1999 haben wir ei- 
ne Plus-Saldo-Berechnung gemessen an 
den Ab- und Anmeldungen von Gewerbe- 
betrieben von über 5 700", betonte der Chef 
der Staatskanzlei. Weiterhin habe man her- 
vorragende Entwicklungs- und Beschäf- 
tigungschancen vor allem im Dienstleis- 
tungsbereich, bei der Telekommunikation, 
der Software-Entwicklung, der Aus- und 
Weiterbildung sowie im Bereich der Logistik 
aufzuzeigen. 2.81 Milliarden Mark an Aus- 
gleichsmitteln seien bis auf einen Rest von 
circa 200 Millionen Mark ausgegeben bzw. 
in Projekten fest verplant. Er nannte im Be- 
reich Wissenschaft das CAESAR-Projekt, 
im Bereich Kultur das Haus der Kultur und 
das Rheinische Landesmuseum, im Be- 
reich Wirtschaftsstruktur Technologiezen- 
tren, Tourismusförderung. Es gebe eine 
ganze Reihe Dinge im Bereich Soforthilfen. 
im Bereich Verkehr den Anschluss der Bun- 
desstadt Bonn an den Flughafen Köln/ 
Bonn und eine Reihe Dinge im Bereich Lie- 
genschaften. Zurzeit würden intensive Ver- 

L-- 
Edgar Moron (SPD) und der Chef der Staatskanzlei. 

Foto Schalte 

handlungen über die Verwendung der 
Restmittel von 200 Millionen Mark geführt. 
Die Landesregierung habe ein besonderes 
Interesse an einer weiteren Stärkung der 
Region durch zukunftsorientierte Investitio- 
nen in den Bereichen Wissenschaft und 
Wirtschaft, zum Beispiel auch mit dem 
Schwerpunkt lnformationstechnologie. 
Adamowitsch ging ferner auf neue Auf- 
gaben für Bonn als Standort für Wissen- 
schaft und Internationales ein. Er verwies 
auf den Ausbau des Wissenschaftszen- 
trums Bonn mit dem CAESAR-Projekt 
(Center of Advanced Studies and Re- 
search), der Zentren für Entwicklungsfor- 
schung (ZEF) und Europäische Integra- 
tionsforschung (ZEl), die Planung des „ex- 
cellence-centers" für Informationstechno- 
logie in Zusammenarbeit mit der Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbei- 
tung (GMD-IT). Er verwies weiterhin darauf. 
dass Bonn zurzeit Sitz von sechs UN-Orga- 
nisationen mit zwar „nur" 400 Bediensteten 
sei, der eigentliche Wert aber in der Chance 
liege, regelmäßig Veranstaltungen von mitt- 
leren und großen internationalen Treffen in 
Bonn zu organisieren unter Einbeziehung 
der Vertragsstaatenkonferenzen. 
Der Ausbau des Köln-Bonner Flughafens. 
die ICE-Anbindung und die Maßnahmen 
der Verbesserung des innerstädtischen 
Verkehrs seien wichtige Voraussetzungen 
für den weiteren Ausbau Bonns zu einem 
international wahrgenommenen Dienstleis- 
tungs- und Wissenschaftsstandort. Weitere 
Wahrzeichen dafür seien das renovierte 
Tulpenfeld für die internationalen Einrich- 
tungen, der Post Tower, der jetzt genehmigt 
sei, und die Erweiterung der Telekom-Zen- 
trale, nach Fertigstellung des Schürmann- 
Baus der Einzug der Deutschen Welle und 
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die geplante Nutzung der Gebäude rund 
um den ehemaligen Plenarsaal für einen so 
genannten UN-Campus und nicht zuletzt 
ein wirklich weltweit einmaliges "highlight", 
der Ausbau des ehemaligen Plenarsaales 
zum "Internationalen Kongresszentrum 
Bundeshaus Bonn". über dessen Umfang 
und Form wahrscheinlich im Frühsommer 
nächsten Jahres entschieden werden kön- 
ne, wenn die entsprechenden Forschungs- 
und Untersuchungsunterlagen zu diesem 
Thema vorlägen. Insgesamt bleibe festzu- 
halten, die Landesregierung sei nach wie 
vor sehr eng und engagiert befasst mit al- 
lem, was die Zukunft und die Entwicklung 
der Bundesstadt Bonn und der entspre- 
chenden Region betreffe. und sie werde al- 
les tun, um diese Region zu stärken. "Daran 
wird sich in der Zukunft auch nichts ändern, 
und dadurch ist die Haltung der Landes- 
regierung in dieser Frage eindeutig belegt". 
schloss der Staatssekretär. 
Bei der Aussprache stellte CDU-Sprecher 
Werner Jostmeier fest, dass die Haltung 
der Landesregierung positiv belegt sei. sei 
klar, und die Zahlen seien weitgehend be- 
kannt, auch die Entwicklungschancen 
seien bekannt. Die Telekom baue, habe so- 
gar vor einigen Wochen die SPD-Baracke 
gekauft. zunächst nur gemietet. Die briti- 
sche Botschaft sei gekauft, die CDU-Zen- 
trale sei gekauft. „Die gesamte B 9 besteht 
demnächst nur noch aus Telekom." Die 
Tendenzen seien klar, wenn das so laufe. 
wie die Landesregierung sage, dass man 
festhalte und Wert darauf lege, dass die 
Menschen Planungssicherheit hätten. ,Jch 
wage aber auch zu prophezeien, dass wir 
uns spätestens nach der Bundestagswahl 
im Jahr 2002 in diesem Hauptausschuss 
über diese Thematik wieder neu unterhal- 
ten werden." Der Abgeordnete sprach damit 
einen möglichen weiteren Abzug nach Ber- 
lin an. 
Für die FDP erklärte deren parlamentari- 
sche Geschäftsführerin. Marianne Tho- 
mann-Stahl, es sei natürlich klar, dass die 

inlerfraklioneller Gedankenaustausch: V. r. SPD-Spi 
Jostmeier. 

vecher~n Dorothee Danner und CDU-Sprecher Werner 
Folos. Schälte 

weise um die Kassenärztliche Bundesver- 
einigung und ihren Umzug nach Berlin 
weiteraehe. dass es dann tatsachlich einen 

für NRW und die Region Kölnl Bonn für we- 
sentlich interessanter halte als die Restab- 
teilungen von Ministerien. 
Der CDU-Abgeordnete und frühere Staats- 
sekretär Helmut Stahl begrüßte die Erklä- 
rung der Landesregierung und hielt auch 
dafür, dass ..keinerlei Anlass für uns be- 
steht, daran rütteln zu lassen". Es gebe ein- 
deutige gesetzliche Regelungen, die, wo 
sie keine Anderung erführen, auch als sol- 
che weiter gelten würden. .Ich sage als 
Bonner, uns steht nicht an zu klagen". be- 
tonte der Abgeordnete. Andererseits wolle 

Rutschbahneffekt in Richtung Berlin gebe 
Offenbar sei es ja auch der Fal , oass insbe- 
sondere im Landwirtschafts- und Umwelt- 
ministerium neu zu gründende Abteilungen 
direkt in Berlin angesiedelt würden. Dann 
stelle sich die Frage an die Landesregie- 
rung. ob man nicht eher damit einverstan- 
den sei. diese Restgrößen der Ministerien 
aus Bonn abwandern zu lassen und dafür 
Möglichkeiten zu schaffen, Unternehmen, 

Bevölkerung in Bonn und in der Umgebung internationale Organisationen oder Hoch- 
befürchte, wenn die Diskussion beispiels- schuleneinrichtungen anzusiedeln. die man 

er gleichwohischon mal vorsorglich darauf 
hinweisen. ,,dass wir die Solidarität auch 
des Landes und der Landesreaieruna aus 
Sicht der Region noch brauchen weFden". 
Denn was sich an ökonomischer Entwick- 
lung positiv tue, schlage sicn nicnt nieder in 
den städtischen Haushalten. beiso elsweise 
in den Haushalten der Region in'vergleich- 
barer Form. 

Feiertagsgesetz 
Der Hauptausschuss unter der Leitung sei- 
nes Vorsitzenden Edaar Moron ISPD) hat 
auf seiner Sitzung a i  I. ~ebnia; den Ge- 
setzentwurf der FDP-Fraktion eines Ande- 
rungsgesetzes uber die Sonn- und Feierla- 
ae IFe.ertaasaesetz NRW) mit den Stimmen 
&;~raktionen von SPD. CDU und GRÜNEN 
abgelehnt. Der Gesetzentwurf war durch 
Beschluss des Landtags vom 7. Dezember 
2000 an den federführenden Hauptaus- 
schuss sowie an den Wirtschaftsausschuss 
und den Ausschuss für Innere Verwaltung 
und Verwaltungsstrukturreform zur Mitbera- 
tung überwiesen worden. Der Wirtschafts- 
ausschuss befasste sich mit dem Papier am 
13. Dezember 2000, der lnnenausschuss 
am 18. Januar 2001. Beide Ausschüsse 
lehnten den FDP-Gesetzentwurf ebenfa!!~ 
mit der Mehrheit von SPD. CDU und GRU- 
NEN ab (Drs. 131706). 

Liberale Standpunkte: V. i. FDP-Frahtionsvorsilzender Jurgen W. Möilemann und die Parlamentarische Ga- 
schaiisfuhrerin der Fraktion, Marianne Thomann-Stahl. 
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Wissenschaftsausschuss erörtert Pro und Contra von Stiftun~shochschulen 
Dr. Klaus Palandt vom niedersächsischen 
Ministerium für Wissenschaft und Kultur 
erläuterte, in Niedersachsen werde der 
Weg der Verselbständigung und der größe- 
ren Verantwortbarkeit mit der wirtschait- 
lichen Verselbständigung der Hochschulen 
in Form von Landesbetrieben fortgesetzt. 
Seit Anfang des Jahres seien alle Hoch- 
schulen des Landes in Landesbetriebe mit 
kaufmännischem Rechnungswesen und 
einem echten Giobalhaushalt umgewan- 
delt worden. Es werde auch die O~tion ei- 
ner Stiftungsuniversität eröffnet, die jedoch 
In staatlicher Verantwortung bleibe; drei bis 
sechs Hochschulen könnten ihr folgen. Die 
staatliche Verantwortung bei diesen Hoch- 
schulen beschränke sich auf zwei Funktio- 
nen, die fachlich und regional ausgewoge- 
ne Hochschulentwicklunas~lanuna und die 
Finanzierung. ~iedersachsen entlasse die 
Hochschulen nicht in völlig umfassende 
Selbstverantwortung, sondern schlage ei- 
nen Weg der stufenweisen Steigerung ein. 
Professor Dr. Jörn Ipsen, Universität Osna- 
brück, ergänzte, in NRW werde offenbar ei- 
ne andere, .eine faszinierende" ldee ver- 
folgt, nämlich eine Privatisierung der Uni- 
versitäten in Gestalt einer Stiftung privaten 
Rechts. In Niedersachsen sei das anders, 
dort trete ein verselbständigter Hochschul- 
träger an die Stelle des Staates; das sei 
aber keine Stiftung. sondern das Modell ei- 
ner rechtsfähigen Anstalt. Was den nieder- 
sächsischen Hochschulen als Stifiungsver- 
mögen übertragen werde, die Liegenschaf- 
ten, hätten sie ohnehin schon; zudem sei 
es in seinem Bestand zu erhalten. Ipsen: 
,,Wozu das Ganze?" Er meldete Zweifel an 
der demokratischen Legitimation des Stif- 
tungsrats an. Und weiter: "Wenn es eine 
Stiitung sein soll, dann würde ich in der Tat 
für eine Stiftung des privaten Rechts plä- 
dieren." 
Als Präsident der Privaten Universität Wit- 
ten1Herdecke nannte es Professor Dr. 
Walther Zimmerli als Aufgabe, nicht die ei- 
ne oder andere Rechtsformdebatte zu füh- 
ren, sondern das deutsche Bildungswesen 
wieder nach vorn zu bringen, das in der 
akademischen Spitzenleistung zurückge- 
fallen sei. Nur so sei, wie er sagte. die 
„zweite Bildungskatastrophe" zu verhin- 
dern. Den Hochschulen fehle der Wettbe- 
werb, der könne mit Monopolisten nicht 
funktionieren, es müssten wettbewerbsför- 
dernde Situationen her. Darum seien unter- 
schiedliche Rechtsformen zuzulassen, 
„um festzustellen, welche sich in diesem 
Wettkampf der unterschiedlichen Institutio- 
nen am oesten oewahren". Die Diskussion 
sei nicht auf die Zulassuno von Stiftunas- 
modellen. ob privatrechtlicrher oder öffckt- 
lich-rechtlicher Art, zu beschränken, .son- 
dern lassen Sie uns das viel weiter öffnen. 
Lassen Sie uns fragen, ob es ein paar 
Hochschulen gibt, die gerne eine GmbH 
wären". Dr. Konrad Schily, ebenfalls Wit- 
tenlHerdecke. stellte das Projekt Europäi- 
sche Stiitungsuniversität vor. Die Initiative 
,,Campus Europa" wolle den globalen Wett- 
bewerb bestehen und dabei die Vielfalt und 
die Andersartigkeit europäischer Hoch- 
schulen erhalten. Die ldee sei, dass sich 
die einzelnen Hochschulen verselbständi- 
aen und in freier Vereinbaruna mit anoeren 
;usammenarbeiten. ~echtsformen seien 
nur Instrumente, Wettbewerb stelle sich nur 
über eine Vollrechtsfähigkeit ein; erst dann 

Für ein von der Landesregierung vorzu- 
legendes Rahmenmodell, .um Modell- 
vorhaben zur Gründung von Stiftungs- 
hochschulen in NRW zu entwickeln und 
zügig umzusetzen", hat sich die CDU- 
Fraktion in einem Antrag (Drs. 13/100) 
ausgesprochen Dieser Antrag lag der 
Anhörung zugrunde, die der Wissen- 
schaitsausschuss unter seinem Vorsit- 
zenden Joachirn Schultz-Tornau (FDP) 
Mine vergangenen Monats durchgeführt 
hat. - Wir setzen damit die Berrcht- 
erstattung von .Landtag intern" aus Heft 
1, Seite 7 fort 
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setzen der Potenziale. die wir in den Hoch- 
schulen haben, und natürlich auch das Ge- 
winnen zusätzlicher Ressourcen." Bei ei- 
ner Stifiungshochschule bewirke allein 
schon das Schalten einer Rechtsperson 
zwischen Staatsverwaltung und wissen- 
schaftlichem Betrieb eine positiv wirkende 
Staatsferne. Eine leistungsfähige nachhal- 
tige Finanzierung einer Stiftungshoch- 
schule sei nur auf der Säule des Staats- 
haushalts, der privaten Mittel und auf der 
Säule von Stiftungsvermögen möglich, aus 
denen Erträge flössen. 
Dr. Tilman Küchler vom Centrum für Hoch- 
schulentwicklung Gütersloh äußerte die 
Einschätzung, mit einem bloßen Wechsel 
vom öffentlich-rechtlichen zum privatrecht- 

entstehe der Handlungsdruck, dass sich lichen Status sei per Se weder viel gewon- 
die Hochschulen bewegen und neue Lö- nen noch viel verloren: .Die Hochschulpri- 
sungen entwickeln. vatisierung ist also in keiner Weise ein Er- 
Der Rektor der Universität Dusseldorf, Pro- satz für eine umfassend angelegte, auf die 
fessor Dr. Gert Kaiser. wandte sich der Stif- Stärkuna der Hochschulautonomie und ih- 
tungsuniversität in ~ o r m  der Umgründung re ~ea ls ie run~  ausgerichtete Hochschul- 
einer staatlichen Hochschule zu; das müs- politik - eine Hochschulpolitik, die sich an 
se ein "langfristiger Prozess mit langfristi- einem neuen Steuerungsmodeli orientiert 
aer sraatlicher Garantie" sein. bei dem vier das die Autonomle der Hochschulen in den 
Partner zusammenzuarbeiten hätten: Die 
Universität selber, Wirtschaft und private 
Vermögen, wobei an ihre .Verantwortung 
für die res publica" zu appellieren sei, das 
Land, das für die entsprechenden gesetz- 
lichen Voraussetzungen zu sorgen habe, 
und der Bund, der ein entsprechendes Stif- 
tungsrecht schaffen müsse. 
Vom Stifterverband für die Deutsche Wirt- 
schaft zog Professor Dr. Manfred Erhardt 
das Fazit, .es stünde der Politik gut an, je- 
denfalls diejenigen Staatsuniversitäten, die 
dies wollen, in die Freiheit des durch Glo- 
balisierung und Digitalisierung ausgelös- 
ten internationalen Wettbewerbs zu entias- 
Sen, ihnen mit der Autonomie auch die Ver- 
antwortung für Studienerfolg und für 
Berufseintrittserfolge ihrer Absolventen zu- 
rückzugeben und sich als Staat auf die 
Setzung adäquater Rahmenbedingungen 
zu beschränken. Freiheit ist für Hochschu- 
len nicht weniger wichtig als Geld". 
Als eine "Enklave der Ex-DDR" bezeichne- 
te der nächste Sprecher, Professor Dr. UI- 
rich van Lith vom Rhein-Ruhr-Institut für 
Wirtschaftspolitik in Mülheim, den Hoch- 
schulsektor beziehungsweise die Hoch- 
schulvenvaltung; die ökonomischen Wir- 
kungen seien die gleichen. "Deswegen lau- 
tet das Hauptrnotto: Liberalisierung, Frei- 

Vordergrund stellt." 
Der Bund Demokratischer Wissenschaftle- 
rinnen und Wissenschaftler vermutete 
durch seinen Sprecher Torsten Bultmann, 
die Stiftungsdiskussion sei eher Vehikel. 
um bestimmte und zurzeit noch nicht 
durchsetzbare hochschulpolitische Ziele 
anzustreben: die Einführung von Studien- 
gebühren und einer .begabungsorientier- 
ten Selektion" bei der Zulassung zum Stu- 
dium. Gehe es bei der Stiftung hoher Sum- 
men wirklich um bürgerschaftliches Enga- 
gement oder doch nur um die Möglichkeit 
einer relativ kleinen wohlhabenden 
Schicht. keine Steuern zu bezahlen. Bult- 
mann zweifelte, ob im Zuge der Autono- 
miediskussion die Entscheidungsebene 
der Allgemeinpolitik durch andere Kon- 
struktionen, wie etwa aufsichtsratähnliche 
Gebilde mit entsprechend interessierten 
Beteiligten. zu ersetzen ist. Hochschulre- 
form sei anders möglich, durch Reduktion 
von Bürokratie, Stärkung von Politik und 
Offentlichkeit und Ausbau der Selbstver- 
waltung. 
Dr. Diethard Kuhne von der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft NRW (GEW) 
fand, die Debatte um Stiftungshochschulen 
sei von verschiedenen Seiten mit verschie- 
denen Interessen verknüpft. Es komme 
aber darauf an, .dass ein ordentliches Ma- 
nagement an den Hochschulen erst einmal 
Einzug nimmt". Es müsse sichergestellt 

zierÜng der Stiftungshochschulen, etwa 
über Ctudiengebühren, lehnte die GEW ab. 
Wenn schon mit der letzten Novelle des 
Landeshochschulgesetzes die Partizipa- 
tionsmöglichkeiten in den Kollegialorganen 
begrenzt worden seien, dann werde diese 
Tendenz zugunsten einer starken Exeku- 
tive durch die Rechtsform einer Stiftung 
noch verstärkt. erklärte Kuhne. Darum 
müssten bei einer entsprechenden Um- 
wandlung die bisher vorhandenen Formen 

werden, dass gerechte Anreizsysteme und 
Sanklionierunaen auf die tatsächlich er- 
brachten ~eistüngen des gesamten Perso- 
nals bezogen werden. Da helfe die Stif- 
tungsform überhaupt nicht weiter. Eine Be- 
teiliauna der Studierenden an der Finan- 

Aussch~ssv~rsitzender Joachim schult.7-romau der akademischen Selbstverwaltung in de- 
(FDP). foto: Schälte ren Satzungen aufgenommen werden. 
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Anhörung: In zwölf Jahr Sen bis zur Abiturprüfung 

Experten sehen 
in Verkürzung 
Möglichkeiten 
und Gefahren 
.In zwölf Jahren zum Abitur - flexibel oder 
verbindlich?" Das war Thema einer Anhö- 
rung des Ausschusses für Schule und 
Weiterbildung unter dem Vorsitz von Dr. 
Heinz-Jörg Eckhoid (CDU). Zahlreiche Ex- 
pertinnen und Experten sowie Ver- 
bandssprecherinnen und sprecher nah- 
men am 37. Januar im Plenarsaal des Land- 
tags zum von der Landesregierung vorge- 
legten Verordnungsentwurf zur Anderung 
von Ausbildungs- und Pruiungsordnung ge- 
mäß Paraoraf 26 b Schulverwaltunasoesetz 
Stellung. 

Bei einem durchschnittlichen Alter von 20 
Jahren bei deutschen Abiturienten und 28 
Jahren bei Hochschulabsolventen sei das 
Ziel einer kürzeren Schullaufbahn sinnvoll, 
urteilte Professor Dr. Klaus Klemm aus Es- 
sen. Mit zwei der drei Instrumente zum Ver- 
kürzen. nämlich dem individuellen Uber- 
springen von Schulklassen und der Grup- 
penförderung von „Springernw, zeigte sich 
Klemm einverstanden: sie seien "uneinge- 
schränkt bearüßenswert". Das dritte Instru- 
ment. die Birdunp von Profilklassen. sei da- 
gegen problema6sch. Zum einen fand er die 
Quotieruna von 20 bis 25 Prozent eines Al- . . . . . . . . . . . . 

tersjahrgafigi die dafür in Frage kämen, zu 
willkürlich, zum anderen sei zur Bildung ei- 
ner einzigen Profilklasse ein zumindest 
vierzügiges Gymnasium erforderlich: Was 
sei dann mit den drei- oder sechszugigen 
Gvmnasien? Weitere Einwande Es sei un- 
siAnig, auf jede neue Schule eine neue Insti- 
tution zu konstruieren. Es sei typisch 
deutsch, „schnelleu Eliten zu produzieren. 
statt gerade diesen jungen Menschen ge- 
nügend Zeit zur Reife zu lassen, wie man 
dies im Ausland handhabe. 
Ahnlich sah dies Professor Dr. Ludwig Hu- 
ber vom Oberstufenkolleg der Universität 
Bielefeld. Wenn immer wieder „Gammel- 
Phasen" in der Schulzeit kritisiert würden. 
dann sei das einerseits pädagogisch nicht 
verkehrt, andererseits empirisch schwierig 
nachzuweisen. Er schlug eine ..lndividuali- 
sierung von Ausbildungszeiten" vor (Huber: 
„Schulzeitverkürzung für Einzelne ist zu er- 
wägen") und warnte bei einer Verkürzung 
vor gesteigertem Druck in den Schulstun- 
den, vor den nicht förderlichen Auswirkun- 
gen von besonderen Schnellzügen für 
,,Auserwählte" auf das Qualitätsniveau und 
sah die Notwendigkeit, bei einer Schulzeit- 
verkürzung auf die Ganztagsschule überzu- 
gehen. Und überhaupt: .Die Schulen haben 
zurzeit andere Aufgaben als die Verkür- 
zung." 
Jürgen Mietz, Vorsitzender des Landesver- 
bands Schulpsychologie, erblickte ebenfalls 
in der .Individualisierung für alle" den Aus- 
weg. Die Schule, so fand er, müsste in der 
Lage sein, bei allen Schülern Leistungs- 
potentiale zu entdecken, die bisher verdeckt 
seien. Das hätte den Vorteil, dass auch der 
durchschnittliche Schüler sich mit dem 
Lernprozess identifizieren könnte. Der 

Sprecher machte deutlich. dass ein ein- 
engender Leistungsbegriff viele Begabun- 
gen nicht zur Geltung kommen lasse. Eine 
generelle Verkürzuna sei in seinen. Mietz'. 
Äugen ein "Stück Ssbstaufgabe, e h  weg- 
laufen vor der Aufgabe der Schulenhvick- 
lung" und lenke von der Erneuerung der 
Schule bloß ab. Wenn es mehr Individuali- 
sierung für alle geben solle, dann müssten 
die Lehrer stärker darauf vorbereitet und 
durch externe Fachdienste unterstützt wer- 
den. 
Der Vertreter des Berufsförderungswerks 
der Wirtschaftsvereinigung Bauindustrie 
NRW, Jürgen Placzek, warnte vor dem Ent- 
stehen einer .Zweiklassengesellschaft" in 
der Schule, wenn das zwölfjährige Abitur 
nicht flächendeckend im Land angeboten 
würde. Konsequenz: .;Verschiedene Bran- 
chen werden nur noch Absolventen einstel- 
len, die nach zwölf Jahren das Abitur er- 
reicht haben. Die anderen werden gar nicht 
mehr angehört" Bei der verbindlichen Ein- 
führung müsste Unterrichtsausfall mög- 
icnst vermieden werden. A~ßerdem sollte 
der A~Slan~Sa~fentnalt wahrend der Sch~l -  
zeit weiter gefördert werden 
D e ~enret i r in des sachsiscnen Staatsmi- 
nisteridms fur Kdltus Ministerialrat n L r s ~ l a  
Koch, sah offene Fragen im nordrhein-west- 
fälischen Konzept. Eine Förderung ab Klas- 
senstufe 9 bedeute, dass in zwei Schuljah- 
ren der Lehrstoff von drei Schuljahren zu 
bearbeiten ist - hier ware eine stärkere 
zeitliche Streckung des Stoffs vorzuziehen. 
Die Zusammenfassung leistungsstarker 
Schüler in Gruppen sei im Entwurf offenbar 
nur zeitlich befristet angelegt und zudem 
würden die städtischen Regionen bei die- 
sem Konzept gegenüber den anderen be- 
vorzugt. da die Bildung von Profilklassen ei- 
ne hohe Schülerpopulation voraussetze. Als 
Ausweg schlug Koch ein auf der vierjähri- 
gen Grundschule aufbauendes, in sich 
abgeschlossenes achtjähriges Bildungsan- 
gebot vor: das schaffe auch bildungspoliti- 
sche Impulse für den Regelschulbereich. 
Im Bundesland Saarland wird ab Schuljahr 
200112002 das achtjährige Gymnasium flä- 
chendeckend und verbindlich eingeführt; 
das neunjährige Gymnasium läuft aus. Das 
teilte Ministerialrat Fred Wecker vom Minis- 
terium für Bildung, Kultur und Wissenschaft 
des Saarlandes mit. Die dafür erforderlichen 
neuen Lehrpläne lägen vor. Damit sei das 

Das aktuelle Stichwort 

Pro filklassen * 
Profilklassen werden gebildet, in denen 
leistungsfähige Schülerinnen und Schü- 
ler mit in der Regel durchgehend guten 
Leistungen unter anspruchsvoller Ziel- 
setzung ab Klasse 7 oder 9 zusammen- 
gefasst werden. Die Aufnahme in Profil- 
klassen setzt einen Antrag der Erzie- 
hungsberechtigten voraus. 
Der Bildungsgang in der Sekundarstufe 
I wird vollständig durchlaufen. Die Unter- 
richtsinhalte der Jahrgangsstufe 11 wer- 
den in der Sekundarstufe I vorgearbei- 
tet. Auf dieser Grundlage können die 
Schülerinnen und Schüler nach Klasse 
10 unmittelbar in die Jahrgangsstufe 12 
eintreten (neu Paragraf 2 Abc. 4 APO- 
GOSt). Die Kann-Vorschrift soll sicher- 
stellen, dass diese Schülerinnen und 
Schüler zum Beispiel nach einem halb- 
jährigen Auslandsaufenthalt auch in die 
Jahrgangsstufe 1 1 III eintreten können. 

*Auszug aus der Verordnung zur Ände- 
rung von Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnungen gemäß Paragraf 26 b Schul- 
verwaltungsgesetz 

Saarland das erste Bundesland mit einem 
verbindlichen achtjährigen Bildungsgang 
für die zum Gymnasium befähigten Schüle- 
rinnen und Schüler. An der Saar habe man 
dem Flächendeckungsprinzip und der 
Verbindlichkeit den Vorzug gegenüber der 
flexiblen Einführung gegeben, weil so der 
achtjährige Bildungsgang zur ,.100-Pro- 
Zent- und nicht zur 25-Prozent-Schule' 
werde. Es gebe zudem kein Nebeneinander 
von Regelklassen und Profilklassen und da- 
mit keine Rangfolge unter den Gymnasien. 
Dieses mögliche Nebeneinander unter- 
schiedlicher Klassen qualifizierte Wecker 
als .Unfuga und einen "Irrweg", den man in 
Saarbrücken, obwohl politisch vielleicht 
leichter zu beschreiten, nicht habe gehen 
wollen. (wird fortgesetzt) 

Eine gut lunktionierende Technik ist für den ge- 
regelten Ablauf einer Anhörung wichtig: Aus- 
schussvorsirzender Dr. Eckhold am Regiepuil 
des Plenarsaals. Foto: Schälte 
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Haushaltsausschuss in Moers (11) 

Bilanz der Kommune als Krönung 
Am zweiten Tag der Klausurtagung befasste sich der Haushalts- und Finanzausschuss am 
19. Januar in Moers mit dem Modellprojekt .Doppischer Kommunalhaushalt". 

Bürgermeister Rafael Hofmann begrüßte 
die Abgeordneten, zu denen sich als örtlich 
zuständig auch die Vorsitzende des Sport- 
ausschusses des Landtags Gisela Hinne- 
mann (CDU) gesellt hatte. In einer kurzen 
Ansprache stellte er den Zusammenschluss 
der vier Niederrhein-Städte Kamp-Lintfort, 
Moers, Neukirchen-Vluyn und Rheinberg zu 
regionaler Wirtschaftsförderung als ein- 
maligen Schritt dar und sagte, der örtliche 
Strukturwandel (nach dem dramatischen 
Ende des Bergbaus) sei nur mit Hilfe des 
Landes gelungen. Er merkte im Hinblick auf 
zweckgebundene Zuschüsse aber auch an: 
Das Land solle den Kommunen auch mehr 
zutrauen. 
Gerd Bultmann, Kämmerer der Stadt Moers, 
erläuterte dann das NRW-Modellprojekt 
„Doppik, an dem fünf Kommunen beteiligt 
sind: Brühl, Dortmund, Düsseldorf, Moers 
und Münster. Nach Abschluss der Konzept- 
Phase traten ab September 2000 zwei wei- 
tere der Praxiserprobung zu, der Kreis Gü- 
tersloh und die Gemeinde Hiddenhausen. 
Dabei werden zunächst einzelne Bereiche 
auf doppischen Haushalt umgestellt. Nach 
Abschluss der Erprobung sollen die Projekt- 

stellung der Verwaltungsleistung (in vier .,Pi- 
lotämtern") werde es in der Abschluss-Do- 
kumentation Kontierungs- und Bewertungs- 
handbücher,geben. ,,Wir haben die Proble- 
me dieser Amter in den Griff bekommen". 
sagte er, nachdem er auf den Einsatz von 
zweieinhalb zusätzlichen Stellen (Diplom- 
kaufleute) hingewiesen hatte. ,,Wir haben 
von anderen Städten sehr viel gelernt", ant- 
wortete er auf Fragen aus dem Ausschuss. 
Spannend sei das Thema Bewertung kom- 
munalen Vermögens, sagte Bultmann, ohne 
Näheres zu verraten. Staatssekretär Dr. Ha- 
rald Noack (Finanzministerium) ergänzte, 
die kameralistische Buchführung müsse 
nebenbei erhalten bleiben, schon wegen 
der Kontrolle. 
Abschließend wurde auch die Gefahr andis- 
kutiert, die im globalen Wettbewerb von „zu- 
viel" Transparenz ausgehen könnte. Ernst- 
Martin Walsken (SPD) warnte vor Standort- 
nachteilen durch Eröffnungsbilanzen. ,,Wir 
müssen rechnen! Wir werden nicht reicher, 
wenn wir es nicht tun", meinte Bultmann 
wiederum mit Hinweis auf die Nachfahren 
und sprach sich für flächendeckende Bilan- 
zen aus. 

Im neuen Rathaus von Moers begrüßte Bürgermeister Rafael Hofmann (r.) den Haushalts- und Finanzaus- 
schuss, der zur Klausurtagung unter Leitung se~nes Vorsitzenden Volkmar Klein (CDU, 4. V. r.) in die "Grafen- 
stadt" am linken Niederrhein gereist war. 

kommunen bis Mitte 2003 den Referenten- 
entwurf des Innenministeriums zur Ande- 
rung des kommunalen Haushaltsrechts mit- 
vorbereiten. 
Die Doppik im Kommunalhaushalt lehnt 
sich mit Bilanz und Ergebnisrechnung an 
das kaufmännische Rechnungswesen an. 
Der Begriff Ergebnisrechnung wurde statt 
der kaufmännischen „Gewinn- und Verlust- 
rechnung" gewählt, da Kommunen nicht auf 
Gewinn abzielten, sondern Gemeinwohl- 
Aufgaben erfüllten. Bultmann begründete 
gleich anfangs die großen Anstrengungen 
mit dem Ziel, den nachfolgenden Generatio- 
nen ihr „Erbe" so gut wie möglich darzustel- 
len. 
Nach der Ergebnisrechnung ist noch eine 
Finanzrechnung vorgesehen. Krönung des 
Ganzen soll eine Bilanz werden. Zur Dar- 

Unterausschuss 
Landesbetriebe 
In der ersten Arbeitssitzung des Unteraus- 
schusses "Landesbetriebe und Sonder- 
vermögen" des Haushaltsausschusses am 
1. Februar unter Vorsitz von Günter Gar- 
brecht (SPD) nutzten die Sprecher der 
Fraktionen Erwin Siekmann (SPD), Norbert 
Post (CDU), Dr.,,lngo Wolf (FDP) und Rüdi- 
ger Sagel (GRUNE) und weitere Abgeord- 
nete die Anwesenheit von Beamten des Fi- 
nanzministeriums und verschiedener Res- 
sorts zu zahlreichen Nachfragen zu ,einer 
vom Finanzministerium zugeleiteten Uber- 
sich!. Im weiteren Verlauf standen die 

Haushaltskapitel der Landesbetriebe Lan- 
desamt für Datenverarbeitung und Statistik 
(LDS), Landesvermessungsamt NRW und 
Geologischer Dienst NRW auf der Tages- 
ordnung. 
Außer den drei,,genannten Landesbetrie- 
ben sind in der Ubersicht (Vorlage 13/436) 
das Materialprüfungsamt, der Landesbe- 
trieb Straßenbau und der Landesbetrieb 
Mess- und Eichwesen NRW und das 
Staatsbad Oeynhausen aufgeführt. Beim 
Sondervermögen werden der Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW aufgeführt, fer- 
ner fünf Fonds und eine Stiftung, die vom 
aufgelösten Jesuitenorden übernommen 
wurden, das Staatsbad Oeynhausen, die 
Tierseuchenkasse NRW und der Versor- 
gungsfonds NRW. 
Die seit 1.1.2001 zu Landesbetrieben um- 
gewandelten Amter werden jetzt als "recht- 
lich unselbständiger und organisatorisch 
abgesonderter Teil der Landesverwaltung" 
ausgewiesen. In der 1. Ergänzungsvorlage 
wurden ihre Wirtschaftspläne ausgewie- 
sen. Zur Frage von Erwin Siekmann (SPD), 
ob zusätzlicher Finanzbedarf erforderlich 
sei, wurde geantwortet, Kosten oder Erträ- 
ge seien noch nicht absehbar; künftig wür- 
den aber Versorgungslasten, Beihilfen und 
Versicherungsleistungen besonders ,aus- 
gewiesen. Auch Rüdiger Sagel (GRUNE) 
wurde mit seinem Drängen auf mittelfristi- 
ge Finanzplanung auf später vertröstet. 
Vorsitzender Garbrecht erhielt auf eine 
Frage zur Antwort. nennenswerte Rendite 
(etwa beim LDS) sei nur bei nichthoheit- 
lichen Aufgaben zu erwarten. Daran 
schloss sich die Frage von Erwin Siekmann 
an, wieso „bei überwiegend hoheitlichen 
Aufgaben" mehr als 80 Prozent Angestellte 
beschäftigt würden, und wurde auf die his- 
torische Entstehung verwiesen. Die Klage 
von Willi Nowack (SPD) über unübersichtli- 
che Zahlen veranlasste den Vertreter des 
Finanzministeriums zu Erläuterungen über 
die Aufstellung von Wirtschaftsplänen. Das 
Thema Pensionsrückstellungen müsse irn 
Ubrigen Bund-Länder-einheitlich geregelt 
werden. 
Bei der parlamentarischen Behandlung 
von Landesbetrieben und Sondervermö- 
gen betraten die Unterausschussmitglieder 
Neuland. CDU-Sprecher Norbert Post 
interessierte sich für Standorte und Außen- 
stellen. etwa beim Landesbetrieb Straßen- 
bau, für die jedoch ein schlüssiges Kon- 
zept noch in Arbeit ist. 
Die neuen Landesbetriebe haben sich laut 
der Ubersicht bereits eine Satzung gege- 
ben. Seine Aufgaben fasst der Landesbe- 
trieb Geologischer Dienst NRW, der dem 
Wirtschaftsminister untersteht, seinen Sitz 
in Krefeld hat und für den bisher im Lan- 
deshaushalt 32,4 Millionen Mark ausge- 
wiesen sind, wie folgt zusammen: Der Lan- 
desbetrieb ist die zentrale Einrichtung des 
Landes NRW für Geologie, Lagerstätten- 
kunde, Hydrogeologie, Bodenkunde, Geo- 
chemie und Geophysik. Als Betriebsziel ist 
formuliert: „Der Landesbetrieb soll sich zu 
einem modernen Dienstleister an der 
Schnittstelle zwischen Verwaltung, Wirt- 
schaft und Wissenschaft fortentwickeln, 
der seine Aufgaben zum Schutz und zur 
nachhaltigen Nutzung der Naturgüter und 
Ressourcen effekiv wahrnimmt und 
gleichzeitig seine Leistungen kunden- 
orientiert und wirtschaftlich anbietet." Die- 
ser Betrieb beschäftigt 128 Beamte, 115 
Angestellte. neun Arbeiter und bildet 16 Ju- 
gendliche aus. 
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Petitionsausschuss 

Im Schlosspark Benrath 
- 

werden weniger 
Bäume gefallt 
Zu Protesten gegen Pläne der öffentlichen 
Hand sind Bürgerinnen und Bürger heutzu- 
tage schnell bereit. Und ihre Einsprüche 
werden auch angehört. Dies zeigen Einga- 
ben an den Petitionsausschuss wie die ae- 
gen die .Umgestaltung des ~chlossp&ks 
Benrath. 

.Wie in der Presse berichtet. plant die Stadt 
Düsseldorf im Rahmen der dezentralen 
Gartenschau EUROGA eine in Teilen radi- 
kale Umgestaltung des in Jahrhunder- 
ten gewachsenen Schlossparks Benrath", 
schrieb ein Ehepaar mit zwei kleinen Kin- 
dern aus dem Düsseldorfer Süden im Au- 
gust 2000 an den Petitionsausschuss. Zur 
Umsetzung der Pläne solle eine Vielzahl 
gesunder alter Bäume gefällt werden, er- 
klärten sie und verlangten ein Gutachten so- 
wie den Verzicht auf das Bäumefällen und 
Erhaltung des grünen Spiel- und Lebens- 
raums für ihre Kinder. Ahnliche Schreiben 
gingen beim Petitionsausschuss von weite- 
ren Anwohnern ein. 
Es dauerte nur gut drei Monate, dann hane 
der Petitionsausschuss entschieden. Er 
schloss sich der Stellungnahme des Um- 
weltministeriums an. Dem Bericht des 
Oberbürgermeisters der Stadt Düsseldorf 
sei zu entnehmen, dass die Stadt bemüht 
sei. bei der ausschninsweisen Rekonstruk- 
tion des historischen Gartens den Belangen 
des Naturschutzes und der Erholung aus- 
gewogen Rechnung zu tragen. Die Zahl der 
nach dem Planpflegewerk zu fällenden Bäu- 
me sei nicht zuletzt wegen der Bedenken 
aus der Bürgerschaft deutlich reduziert wor- 
den. Zur Parkerhaltung und aus Verkehrssi- 
cherungsgründen müssten jedoch konti- 
nuierlich Bäume beseitigt oder ersetzt wer- 
den. Die Stadt bemühe sich, dabei mög- 
lichst behutsam vorzugehen. 
Dem Anliegen der Petenten. die Landesan- 
stak für Okologie gutachterlich einzuschal- 
ten, habe die Stadt entsprochen, teilte das 

Haushaltsausschuss 

Jahresabschluss 2000 
79 höchst erfreulich" 
Dem Haushalts- und Finanzausschuss 
übergab Finanzminister Peer Steinbrück 
(SPD) nach der von Volkmar Klein (CDU) 
geleiteten Sitzung am 8. Februar seine In- 
formation über den Haushaltsabschluss 
2000, und zwar, wle er betonte, vor seiner 
Pressekonferenz zu diesem Thema und zur 
2. Ergänzungsvorlage zum Haushalt 2001. 

Der Ausschuss debattierte im Rahmen der 
Haushaltsberatung über Sanktionen und 
Anreize zum Abbau von "künflig wegfallen- 
den' Stellen. Eine gründliche erste Beratung 
des Haushaltsentwurfs 2001 hielt CDU- 
Sprecher Helmut Diegel nicht für sinnvoll, 
da die 2. Ergänzungsvorlage in Kürze er- 

.Der Schlosspark 
Benralh ist Teil des 
.Gesamtkunst- 
werks: das aus 
dem Schlossge- 
bäude selbst, dem 
damit in enger Be- 
ziehung stehen- 
den Park und dem 
Wasserwerk be- 
steht: erlauter7 
das vom Petitions- 
ausschuss um 
Siellungnahme ga- 
betene Umweir- 
minlsferium. Ge- 
gen "radikale Um- l 
gestairung' im Zu- 
ge der dezentralen 
Ganenscheu har- 
ren sich Anwohner 
des beliebten Er- 
hoiungsgeländes 
im Düsseldorfer 
Süden gewandt. 

Foto: Schälte 

Ministerium außerdem mit. Außer dem Mi- sicht auf die Diskussion in der Bürgerschaft 
nisterium hatten sich zwischenzeitlich auch darauf verzichtet worden, sechs stärke Bäu- 
die Bezirksregierung und die Landeshaupt- me zu fällen, obwohl die Plätze in den ietz- 
stadt schriftlich aeäußert Dabei wurden drei ten hundert Jahren nicht mehr existiert hät- 
.~roblemfelder~festgestellt: der Planungs- 
Prozess bei der Wiederherstellung des 
historischen Zustands, die Abwägung zwi- 
schen Gartendenkmalpflege und unter- 
schiedliche Ansprüche aus der Bevölke- 
rung an die Nutzung des Schlossparks Ben- 
rath. Alle drei Bereiche wurden vom städti- 
schen Dezernat ausführlich abgehandelt. 
Zum Beispiel heißt es in dem mehrseitigen 
Bericht, den auch die Petenten erhielten, im 
Bereich der .Trompete" hätten sieben Bäu- 
me gefällt werden müssen. um ein Licht- 
raumprofil zu gewinnen, den zukünftigen 
Laubeintrag in das Wasserbecken zu redu- 
zieren, die Wege zu rekonstruieren, die Bö- 
schung neu zu profilieren und eine Eiben- 
hecke pflanzen zu können. Weitere zehn 
Bäume entlang der Diagonalallee hätten, 
teilweise wegen Stammfäule, teils wegen 
der .Blickbeziehung" zum Schloss, entfernt 
werden müssen. 
Bei der Wiederherstellung der Plätze sei 
nach gründlichen Analysen und aus Rück- 

wartet werde und die umfangreiche 1. Er- 
gänzung noch nicht ausreichend bearbeitet 
worden sei. Den Anderungsentwurf zum 
Kirchensteuer-Gesetz (Erhebung von Kirch- 
geld) nahm der Ausschuss gegen die Stim- 
men der FDP an. 
Beim Jahresabschluss 2000, der das Kabi- 
nen zwei Tage zuvor, passiert hatte, sei ein 
höchst erfreulicher Uberschuss von 1 636 
Millionen Mark zu verzeichnen, teilt der Mi- 
nister mit. Der Uberschuss werde nicht für 
konsumtive Ausgaben oder Mehrforderun- 
gen herangezogen, sondern großtenteils 
der allgemeinen Rücklage zugeführt und 
zur Abknkung der Neuverschuldung ver- 
wendet Im Haushaltsiahr 2002 seien er- 
hebliche ~innahmemihderun~en aus der 
Steuerreform und der angekündigten Kin- 
dergelderhöhung zu erwarten. Eine Sonder- 
rücklaae sei für Investitionen im Bildunos- 
und ~Örschun~sbereich vorgesehen: N ~ U -  
bau des Max-Planck-Instituts in Münster, ei- 
ne lngenieunstudie zur Umsetzung der eu- 
ropäischen Neutronenquelle in Jülich, zwei 

ten. Zur EUROGA müssten nun nur noch 
vier Koniferen nördlich der Orangerie gefällt 
werden. Der barocke Parterregarten stelle 
schließlich ein "Highlight' der Landesgar- 
tenschau dar. Unabhängig von der EURO- 
GA müssten sechs .akute Gefahrenbäume" 
beseitigt werden. Diese seien bei einem 
Ortstermin Vertretern der Bürgerinitiative 
vorgestellt worden. Wenn möglich, würden 
im übrigen Stämme als so genanntes „ste- 
hendes Totholz" erhalten. 
Zusammenfassend stellt das Dezernat fest: 
Von einer "radikalen Umgestaltung" des 
Schlossparks könne nicht die Rede sein. In 
den dichten Waldbestand abseits der Wege, 
der nach Luftbild aus über 3000 Bäumen 
mit hoher Artenvielfalt bestehe, werde nicht 
eingegriffen. Der Spielplatz für Kleinkinder 
bleibe erhalten. Die Wiese nördlich der 
Orangerie werde um mehr als die Hälffe re- 
duziert. Für Ballspiele und als Liegewiese 
werde es als Ausgleich Flächen südlich der 
Orangerie geben. 

.Excellenz Center" in Bonn und Dortmund 
und für sieben Schulen für forschungsbezo- 
gene Postgraduiertenausbildung. Bei den 
Zinsausgaben gebe es mit 29 Millionen 
Mark weniger als im Vorjahr das beste Er- 
gebnis seit 1983. 
Bei der 2. Ergänzungsvorlage zum Haushalt 
2001 gehe es vor allem um den Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW. Die Landeslie- 
genschaften umfassten rund 1 700 Grund- 
stücke und 3700 Gebäude mi! einem Wert 
von etwa 17 Milliarden Mark. Uber tausend 
Haushaltstitel hätten verändert werden 
müssen. 
Das Kabinen habe außerdem, so ist der In- 
formation des Ministers zu entnehmen, be- 
schlossen, wegen der BSE-Krise 33 Stellen 
für Veterinäre und Laborkräfte einzurichten. 
Außerdem würden .Testkits" für 210000 
Probeentnahmen bescham. Die Maßnah- 
men würden über Gebühren finanziert und 
seien kosteneutral. Uber die Fortführung der 
Leistungsprämie entscheide die Landes- 
regierung vor der Sommerpause. 
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Im Maßregelvollzug ze 
HermannJosef Arentz (CDU) bot der Lan- 
desreaieruna ein Junktim an: Wenn sie be- 
reit s;, der-sicherheil .absolute Priorität" 
einzuräumen. dann sei seine Fraktion be- 
reit. die Entscheidungen der Landesregie- 
runa über neue Standorte im Maßreaelvoll- 
ZUG die schnell geschaffen werdenmüss- 
ten, mit zu tragen. Die Novellierung des 
MRVG im Jahr 1999 reiche nicht aus. um, 
wie die CDU das wolle, den MRV in Nord- 
rhein-Westfalen .zum sichersten Maßregel- 
vollzug in der BundesrepubliK Deutschland 
zu machen". Nicht theraoiewilliae oder -1ä- 
hige Täter sollten sich& weg~eschlossen 
werden und keine Chance zur Lockerung 
des Vollzugs bekommen; die Offentlichkeit 
müsse vor ihnen verlässlich geschützt wer- 
den, forderte Arentz. Bei gefährlichen Straf- 
tätern sei vor dem ersten unbegleiteten 
Ausgang zwingend ein arztliches Zweitgut- 
achten zu erstellen. fuhr er fort und verlana- 
te von der ~andesre~ierun~,  endlich wie zÜ- 
gesagt in den Bereichen Personalausstat- 
tung und Sicherheit der Einrichtungen tätig 
zu werden. 

Michael Schefiler (SPD) nahm das kriti- 
sierte MRVG in Schutz: Es habe eine über- 
zeugende Antwort auf die zukünftigen Her- 
ausforderungen gegeben. Der von der CDU 
vorgelegte Entwurl sei nicht geeignet, die 
Sicherheit zu erhöhen. urteilte er und nann- 
te viele der vorgelegten Vorschläge .inhalts- 
leer und unsauber vorbereitet'. So verlange 
die CDU, dass das Land die Kosten für qua- 
litätssichernde Maßnahmen übernimmt - 
das sei überflüssig, zahle doch das Land als 

Au- .. . leanfattendelr 
Kosten ohnehin schon. Es sei Auffassung 
der SPD, „dass zwischen dem therapeu- 
tisch Erforderlichen und der Sicherheit kein 
Zielkonflikt entstehen darf und dies auch 
kein Zielkonflikt ist". Man könne nicht den ei- 
nen gegen den anderen Aspekt ausspielen: 
das würde .zu einer Verminderung der Si- 
cherheit für die Allgemeinheit führen". 

Dr. Ute Dreckmann (FDP) betonte, die Zeit 
dränge für den Ausbau an Plätzen im MRV, 
da konne man sich keine neuen Standort- 
debanen leisten. Der Antraa der CDU sei mit 
der „heißen Nadel" gestri&l und durch die 
bloße Umstellung von Therapie und Sicher- 
heit im Gesetzestext eine .populistische 
Verbeugung vor den Forensikgegnern". Na- 
türlich müsse Sicherheit Priorität genießen, 
im MRV bedeute das: Sicherheit durch The- 
rapie. Ziel der Therapie sei ein straffreies 
Leben; wo keine Therapie moglich sei, 
,.bleibt der Auftrag der Sicherheii". Auch 
vorübergehend therapieunfähige oder -un- 
willige psychisch kranke Strahäter hätten ei- 
nen Anspruch auf ärztliche Betreuung. denn 
dieser Umstand könne sich schnell ändern. 
Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche 
Therapie und hohe Sicherheitsstandards 
sei eine ausreichende Zahl hoch speziali- 
sierten Fachpersonals auf allen Ebenen. 

Barbara Stefiens (GRÜNE) hielt die Aussa- 
ge. der MRV in NRW sei unsicher, für ge- 
fährlich, damit werde Angst geschürt. So sei 
der Slogan "Sicherheit vor Therapie' ein 
Stück "Brandstiftung' an den Standorten, 
fand sie. Ein Optimum an Sicherheit entste- 
he nicht durch Iängstmögliches Wegsper- 
ren, „höchstmögliche Sicherheit entsteht al- 
lein durch eine erfolgreiche Behandlung der 

ichnet sich Gemeinsamkeit aller Fraktionen ab 
Die CDU-Fraktion will die Prioritaten im 
Maßregelvollzug (MRV) des Landes um- 
kehren: Statt wie bisher den Therapienan- 
spruch der psychisch kranken Straftäter an 
die erste Steile zu setzen, soll im Interesse 
der Akzeptanz des Maßregelvollzugs bei 
der Bevölkerung die Sicherheit als wichtigs- 
ter Grundsatz im MRV-Gesetz festgelegt 
werden Einen entsprechenden Gesetzent- 
wurf der Fraktion (Drs. 13i608) hat der 
Landtag Ende vergangenen Monats in ers- 
ter Lesung beraten. 

Krankheits- und Störungsbilder, also der Ur- 
sache der Straffälligkeit'. Man diene nicht 
aer Sache. indem polemisch Satze umge- 
dreht würden. Das aeschehe am besten mit 
der Diskussion im &ständigen Ausschuss, 
die über Sachverhalte geführt werde, die zu 
optimieren seien. An die CDU appellierte 
sie, zur Formulierung "Sicherheit und The- 
rapie" zurückzukehren. 

Gesundheltsmlnisterin Blrgit Fischer 
(SPD) nannte als Grundvorausselzung für 
die bestmögliche Sicherheit der Bevölke- 
rung eine ausreichende Zahl an Behand- 
lungsplätzen; hinzu kämen die Qualität der 
Behandlung und die Sicherheitsvorkehrun- 
gen. Das Angebot der CDU, an der Umset- 

man mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
nichts aus. Stattdessen sollte die Landes- 
CDU ihre neue Position schnellstens vor Ori 
bekannt machen. 

Kar1 Peter Brendel (FDP) hielt nichts davon 
zu suggerieren, Sicherheit ließe sich durch 
den Wortlaut schaffen. Sicherheit erreiche 
man auch nicht durch Wegschließen. son- 
dern durch den Versuch einer Verhaltens- 
änderung durch Therapie. Er sagte zu, sei- 
ne Partei werde an den Standorten um Ver- 
ständnis für den MRV werben. 

Minlsterin Blrgit Fischer (SPD) wunderte 
sich, dass die CDU ihr Angebot mit Bedin- 
gungen verknüpfe: .Eine solche Konditio- 
nierung macht in der Sache keinen Sinn." 
Damit werde der Eindruck erweckt, das An- 
gebot zur Zusammenarbeit sei gar nicht so 
gemeint 

Edgar Momn, SPD-Fraktionsvorsitzender, 
begrüßte das Angebot der CDU zur Koope- 
ration: .Das ist ein gutes Angebot, das wir 
nicht zurückweisen, sondern das wir dank- 
bar entgegennehmen." Auch über die Stel- 
lungnahme der FDP habe sich seine Frak- 
tion gefreut. Eine einstimmige Position des 
Landtags wäre ein wichtiges Signal an die 

zung des Ge&mtkonzepts an den alten und Bevoikerung. Wenn man der Meinung sei. 
neuen Standorten mitzuwirken und aemein- es müsse etwas an dem Gesetz aeändert 
sam an den bestmöglichen ~iccerheits- 
bedingungen zu arbeiten. sei nicht nur ein 
gutes Signai, .,sondern auch ein wichtiger 
Schritt zu einer Problemlösung im Konsens 
über Parteigrenzen hinweg". Sie häne sich 

-gewärrsctwdassoieniondafui sc-honfrü- 
her Mut gezeigt hätte. Die .Verbalakrobatik" 
in puncto Sicherheit und die "vordergründi- 
ge Effekthascherei" im Entwurf der CDU 
führten aber nicht weiter. 

Hermann-Josef Arentz (CDU) unterstrich, 
wer Sicherheit wirklich ernst nehme, der 
müsse auch zu Konsequenzen im Gesetz 
und in der Praxis des MRV bereit sein, 
„sonst werden wir keine Ruhe, keinen Frie- 
den. keine Akzeptanz und kein Vertrauen 
der Menschen dafür finden". 

Rainer Blschoff (SPD) zweifelte an der 

werden, dann genüge keine .weiße Salbe", 
sondern eine Anderung müsse .elementar, 
notwendig und nachvollziehbar" sein. 

Jürgen Rüttaers,~U-EraWswxsitzen- 
der, unterstrich die Notwendigkeit, der Si- 
cherheit der Bevölkerung Vorrang zu geben. 
Es gehe nicht um das Wegschließen. .da. 
wo mit Therapie geholfen werden kann. soll 
das geschehen". Darüber werde zu reden 
sein. Er habe den Eindruck, dass man einen 
Schritt weiter gekommen sei. 

Mlnlsterpräsident Woltgang Clement 
(SPD) verlangte in der Standoftdebatte 
.Mumm und Mut. klar auch mit den Leuten 
der jeweils eigenen Partei zu sprechen. Es 
gehe um ein Uberzeugungsproblem, ein 
Gesetz verändere nicht einfach die Wirk- 
lichkeit Die Landesreqieruna sei bereit, .un- 

Ernsthaftigkeit des Angebots der CDU unter ter Hinzuziehung aiien ~>pertenwis&ns 
Hinweis auf das Verhalten deren Mandats- über jede sich ergebende Sachfrage zu dis- 
träaer vor Ort In Rheinhausen zum Beisoiel kutieren". Er zeiate sich erfreut darüber. 
we;de die Angst geschürt, dagegen richte dass ~emeinsamieit gesucht werde. 

Sicherheitsmaßnehme - die Umfassungsmauer um den Hochsicherheitsbereich der Rheinischen Landeskli- 
nih Düren. Foto: Schälte 
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Videoüberwachung: 

Union fordert 
mehr Möglichkeiten 

Mit der Vorlage eines eigenen Gesetzent- 
wurfs (Drs. 13l.74) hat die CDU die Initiative 
zur Änderung des nordrhein-westfälischen 
Polizeigesetzes ergriffen. Ausgangspunkt 
ist dabei der Brandanschlaa auf die Düssel- 
dorfer Synagoge, der, Ge die Fraktion 
schreibt, nicht zuletzt durch Schwachstel- 
len des Polizeischutzes begünstigt worden 
sei. Als Lösuna schläat die CDU vor. der Po- 
lizei die Befu&is zu~~eobach tun~  von öf- 
fentlich zugänglichen Orten mittels Bild- 
Übertragung zu erwe~tern und künftig auch 
oefährdete Objekte durch den Onsatz von 
iideokameras 'besser zu überwachen. Der 
Landtag lehnte Ende Januar in zweiter Le- 
sung mit den Stimmen der Koalition und der 
FDP den Gesetzentwurf ab. 

Jürgen Jentsch (SPD) wertete den Vorstoß 
der CDU als ,.billige Kampagne auf dem Rü- 
cken des Rechtsstaats" und als "gefährli- 
ches Spiel". Seine Fraktion lehne den .glä- 
sernen Menschen" ab, der auf Schrin und 
Tritt beobachtet werde. Darum beschränke 
das geltende Polizeigesetz die Videoüber- 
wachung unter wissenschaftlicher Beglei- 
tung auf Orte, wo tatsächlich erhebliche 
Straftaten begangen würden. Die Berufung 
auf den Synagogenanschlag verdrehe die 
Tatsachen, denn die optimale Videoüberwa- 
chung an der Synagoge sei nicht am Ge- 
setz, "sondern allein an der Kameraeinstel- 
lung gescheitert". 

Theo Kruse (CDU) nannte die Videoüber- 
wachung an Kriminalitätsschwerpunkten ein 
geeignetes Mittel für die Polizei. das habe 
auch jüngst die lnnenministerkonferenz der 
Bundesländer festgestellt Dieses Instru- 
ment zur Bekämpfung der Stmßenkrimina- 
lität werde bereits von einigen Städten mit 
Erfolg eingesetzt Das müsse auch in NRW 
so sein, wo die .VideoÜberwachung auf- 
grund der jetzt bestehenden gesetzlichen 
Möglichkeiten nicht effektiv genutzt werden 
kann". Die CDU fordere nicht die flächende- 
ckende Uberwachung öffentlicher Straßen 
und Plätze, sondern ihr gehe es .um den 
Schutz von Personen und Rechtsgutern an 
besonders kriminaiitätsbelasteten Ortlich- 
keilen". Wenn die SPD sich dagegen ver- 
wahre, dann tue sie dies aus Rücksichtnah- 
me auf ihren grünen Koalitionspaqner, der 
das Schreckaes~enst vom totalen Uberwa- 
chungsstaat aufbaue. 

Horst Engel (FDP) wandte ein, der CDU- 
Entwurf zwinge die Polizei dazu, "Gesichter 
zu sammeln' - und dabei zu 99,9 Prozent 
unschuldige Bürgerinnen und Bürger in die 
Datenbestände aufzunehmen. Engel: .Das 
kann doch nicht richtig sein." Die engen 
Grenzen des Datenschutzes müssten ein- 
gehalten werden, forderte er und nannte es 
eine .H~rrO~OrStell~ng", wie in Gmßbritan- 
nien beim Schaufensterbummel aufgenom- 
men zu werden. Seine FraMion werde dem 
Gesetzentwurf nicht zustimmen. 

Monika Düker (GRÜNE) legte dar, für eine 
ausreichende Uberwachung im privaten 

Raum (wie im Fall der Synagoge) müsse 
das Datenschutzgesetz des Bundes und 
nicht das Polizeigesetz des Landes geän- 
dert werden. Es sei aber jetzt schon mög- 
lich, die Videoüberwachung über den Ein- 
gangsbereich auf die Straße auszudehnen. 
In den Augen der GRUNEN sei die von der 
CDU .glorifizierte" Videoüberwachung kein 
geeignetes Mittel zur Verbesserung der in- 
neren Sicherheit. Das nordrhein-westfäli- 
sche Polizeigesetz in seiner jetzigen Form 
reiche aus. Außerdem werde durch Video- 
Überwachung Kriminalität nicht reduziert, 
sondern allenfalls verdrängt. 

lnnenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) 
sagte: .Ich bin nicht grundsätzlich gegen Vi- 
deouberwachung, ich will nur wissenlob sie 
hiln und ob sie effizient und effektiv ist.' Da- 
rum werde der Versuch in Bielefeld - der 
Minister bedauerte, dass dies bislang der 
einzige im Lande ist - begleitet. und nach 
Abschluss werde er ausgewertet. Mit dieser 
Auswertung werde er, Behrens, in den Land- 

tag kommen: ,Dann können wir darüber dis- 
kutieren. ob Anderungen des Polizeigeset- 
zes Sinn machen." 

Karl Kress (CDU) wiederholte, es gehe 
nicht um die .Big-Brother-Republik", son- 
dern um Uberwachung von Kriminalitäts- 
schwerpunkten. Unter Hinweis auf die 
innenpolitische Diskussion meinte er, „dass 
wir heute den Fall Fischer (bundes- 
deutscher Außenminister, die Red.) nicht 
hätten, wenn damals der erkennbare Ein- 
satz modernster Videotechnik möglich ge- 
wesen wäre". 

Jürgen Jentsch (SPD) wies erneut darauf 
hin, dass von den zehn sichersten deut- 
schen Großstädten acht in NRW lägen. Die 
Bürger hierzulande sollten sicher leben und 
nicht im gläsernen Turm. Und sie sollten 
sich darauf verlassen können. dass ihre Bil- 
der nicht verglichen werden und so festzu- 
stellen sei, wo ein Bürger heute oder ges- 
tern gewesen sei. 

Zweisprachiger Unterricht an Berufskollegs 
Die FDP fordert zusätzliche Möglichkeiten fur bilinguale (= zweisprachige) Bildungsgänge 
an nordrhein-westfälischen Berufskollegs. Damit will sie die Quaßtät der beruflichen Bil- 
dung im europäischen Vergleich stärken und die Wettbewerbschencen junger Berufsan- 
fänger auf dem europäischen Arbeitsmarkt verbessern. Der Landtag ubenvies den FDP- 
Antrag (Drs. 13/619) zur abschließenden Beratung einstimmig an den federführenden 
Schuleusschuss. 

lngrid Pieper-von Helden (FDP) nannte dann sei das Gegenstand der Ausbil- 
als Zielrichtung, .dass die Arzthelferin oder dungsordnung. Nicht nur in Bayern, son- 
der Verkäufer, die lnformatikkauffrau oder dern auch in NRW sei das Zertifikat der 
der Versicherungskaufmann. der Friseur, Fremdsprachen in der beruflichen Bildung 
die lndustriekauffrau oder der Handwerker ein zusätzliches Angebot der Berufskol- 
die Möglichkeit erhalten, in der Berufs- legs. Behler: .Die Leistungen des Berufs- 
schule ganz fachbezogen eine zweispra- kollegs im berufsbezogenen Fremdspra- 
chige Ausbiloung zu wählen". Dazu sei die chenlernen lassen sich sehen." 
Nachfraae zu ermitteln. um dann flächen- 
deckend zu Beginn des nächsten Schul- 
jahres möglichst viele bilinguale Bildungs- 
gänge anzubieten. 

Wolfgang Werner (SPD) qualifizierte den 
Antrag als für die Schulpraxis im Lande 
..voilig ohne Belang. außerdem scnadet ei- 
ne solche Politik. hindert sie doch unter an- 
derem uns hier im Landtag daran, sich mit 
den wirklichen Problemen unserer Schulen 
zu beschäftigen". Er gehe um Meilen an 
der Realität vorbei. 

Marie-Theres Ley (CDU) bezeichnete den 
Antrag als nicht durchdacht und nicht seri- 
OS. Sie verwies auf das bayerische Ange- 
bot für Auszubildende, neben dem norma- 
len Berufsschulunterricht eine Stunde 
fachbezogenes Englisch zu absolvieren. 
Da im Lande der Nachholbedarf groß sei, 
sollte das auch für NRW überlegt werden. 
Aber: .Dazu sind mehr Lehrer nötig.' 

Dr. Ruth Seldl (GRÜNE) wies auf das für 
Berufskollegs besonders geeignete, in Ös- 
terreich entwickelte und modular aufge- 
baute Modell "Fremdsprache als Arbeits- 
Sprache" hin. Sie fragte die antragstellende 
Fraktion nach ihrem Wunsch zur Strei- 
chung des zweiten Berufsschultags und 
wollte wissen, wie beide Anträge mit einan- 
der zu verbinden seien. 

Schulmlnisterin Gabriele Behler (SPD) 
machte darauf aufmerksam, wenn die So- 
zialpartner berufsbezogene Fremdspra- 
chenkenntnisse für erforderlich hielten, 

Ralf Witzel (FDP) fand, der Antrag seiner 
Fraktion werde bewusst falsch verstanden. 
Er passe, weil er keine zusätzlichen Stun- 
den fordere, auch in das Konzept der Stun- 
denreduzierung. Bisher in Deutsch gehal- 
tener Fachunterricht sollte in englischer 
Sprache erteilt werden. Der Antrag verfolge 
die konsequente Linie der FDP zur Stär- 
kung des dualen Systems in der Berufs- 
ausbildung, indem er im Berufskolleg eine 
attraktive Alternative zur Schaffung der 
Gleichwertigkeit von Studium und dualer 
Ausbildung schaffe. 

Manfred Degen (SPD) erkannte Einigkeit 
in dem Wunsch, vor allem den Englisch- 
Unterricht am Berufskolleg zu verstärken. 
Es geschehe schon vieles: Fachunterricht 
in Englisch an den Kollegs und zusätz- 
licher Englischunterricht in Absprache mit 
den Betrieben, für den es ein Zertifikat ge- 
be. 

Christian Weisbrich (CDU) nannte aus der 
Sicht der Wirtschaft zweisprachigen Unter- 
richt an den Kollegs grundsätzlich sinnvoll, 
.das sollte aber nicht flächendeckend und 
auch nicht für alle Berufe eingeführt wer- 
den". Besonders geeignet wären grenzna- 
he Regionen, wo zum Beispiel Niederlän- 
disch unterrichtet werden könnte. Dieser 
Unterricht sollte nicht für Berufe angeboten 
werden, .in denen die Auszubildenden be- 
reits Mühe haben, sich in Deutsch richtig 
auszudrücken". Auf keinen Fall sollte die 
480-Stunden-Grenze für den Berufsschul- 
unterricht Überschritten werden. 
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CDU-Vorschläge für Änderungen am Landeswahlgesetz umstritten 

Landtag verkleinern, Wahlkreise angleichen, Zweitstimme 

Werner Jostmeier (CDU) 

Werner Jostmeier (CDU) erläuterte, die 
CDU wolle den Landtag verkleinern, ver- 
bindliche Wahlkreisgrößen festlegen und 
die Zweitstimme im Wahlrecht verankern. 
Durch Ungleichgewichte zwischen Wahl- 
kreis- und Listenmandaten gebe es Uber- 
hang- und Ausgleichsmandate. Seit der 
letzten Landtagswahl seien 30 Abgeordnete 
mehr im Landtag als vorgesehen. Die CDU 
mache diesen Vorstoß, weil sie dem Steuer- 
zahler Kosten ersparen wolle, etwa 100 
Millionen Mark in fünf Jahren. Auch könnten 
politische und Wahlkreisgrenzen deckungs- 
aleich aemacht werden. Die Bevölkeruna 
der waskreise weiche ferner erheblich vom 
Durchschnitt ab, zum Beispiel in neun Wahl- 
kreisen um 25 und in 29 um 20 Prozent. Die 
Verfassungsgrenze von 33 113 Prozent 
werde im Jahr 2005 in den Wahlkreisen 
Rheinsieg und Dortmund überschritten 

des Landeswahlgesetzes (Drs. 731615) 
überwies der Landtag nach der ersten 
Lesung am 25. Januar in die Ausschuss- 
beratung. 

ge der CDU mit Einwohnerzahlen von 1999 
und Prognosen bis 2005. Danach gebe es 
wirklich erhebliche Uber- und Unterschrei- 
tungen. Auch die SPD halte eine vereinheit- 
lichte Grenzziehung für notwendig und 
Abweichungen von 25 Prozent nach oben 
und unten für vertretbar. Die Größe des 
Landtags zu verändern sei jedoch nicht not- 
wendig, wie Vergleichszahlen mit anderen 
Ländern zeiaten. wo wesentlich weniaer 
Einwohner p6 ~b~eordneten vertreten W&- 
den. Die Kostenersparnis sei fadenscheinig, 
Bürgernähe sei wichtiger. Die SPD schlage 
eine breite Sachverständigenanhörung vor 
und wolle im Ubrigen beim Einstimmenprin- 
zip bleiben. 

sein. Die Stadt Dortmund habe sechs Wahl- 
kreise. obwohl ihr bei der PO-Prozent-Gren- I 
ze nur 4.2 zustünden, in westfälischen Krei- 
sen fehlten zwei Wahlkreise. Mit der Zweit- 
stimme schließlich wolle die CDU dem 
Wähler die Möglichkeit geben, zwischen 
Partei und Wahlkreisbewerber zu unter- 
scheiden. Es gäbe auch größere Chancen 
für Seiteneinsteiger in die Politik. Jostmeier 
äußerte die dringende Bitte. jetzt ge- 
meinsam Nägel mit Köpfen zu machen. 

Dorothee Danner (SPD) 

Dorothee Danner (SPD) bescheinigte der 
CDU einen günstigen Zeitpunkt für ihren 
Vorstoß und verwies auf die gute Antwort 
der Landesregierung auf eine Kleine Anfra- 

Monika "voner (unuivc, roros; Schalte 

nicht zu viel. Ein Abgeordneter pro 120000 
Einwohner wäre doppelt so viel wie Bayern 
und würde vor Ort nicht überzeugen. Statt- 
dessen solle bei der Aufleilung in Direkt- 
und Listenmandate angesetzt werden und 
diese etwa hälftig sein. Leider freunde sich 
die SPD damit nicht an. Bei Abweichen der 
Wahlkreis-Einwohner von der durchschnitt- 
lichen Bevolkerungszahi bestehe Hand- 
lungsbedarf. Auch der Zweitstimme würden 
die GRUNEN zustimmen. 

lnnenmlnlster Dr. Fritr Behrens (SPD) be- 
merkte. der CDU-Antraa sei von den Fraktio- 
nen und Parteien zu behandeln, aus Sicht 
der Landesregierung bestehe kein Anlass 
zur Verkleinerung des Parlaments. Das 
SPD-Argument der Bürgernähe sei nicht 
ohne Gewicht. Es gebe im CDU-Antrag kei- 
ne Kriterien für die erforderliche Zahl von 

I 
Ja!. . .. ., , . - . ,. . .--,. .. 

I 

Jan Söfiing (FDP) unterstützte den CDU- 
Vorstoß und hielt den Verweis auf die Größe 
des Landes und seine 18 Millionen Einwoh- 

I Abgeordneten. Die Verkleinerung des 
Bundestaaes um neun Prozent überzeuae 

ner nicht für ein zwingendes Argument ge- 
aen die Verkleineruna des Landtaas. Wenn 
es um ~ffizienzstei~&un~ gehe, solle man 
sich nicht an der Mittelmäßigkeit anderer 
Bundesländer messen. Der Bund gehe mit 
gutem Beispiel voran. Das Verhältnis von 
151 Abgeordneten zu 18 Millionen Men- 
schen in NRW sei gleich wie knapp 600 
Abgeordnete für 80 Millionen Menschen auf 
Bundesebene. Ausgleichsmandate ließen 
sich nur verhindern, wenn das Verhältnis 
von Direkt- und Listenmandaten 1 : 1 sei, 
wie im Bundestag. Zur Zweitstimme äußerte 
Söffing Skepsis. Vom möglichen Stimmen- 
splitting machten nur 18 Prozent der Wähler 
Gebrauch. Das Argument der Wahlkreisbin- 
dung könne auch für das Einstimmensys- 
tem verwandt werden. Mit Zweitstimmen 
könnten virtuelle Parteien „durchmarschie- 
ren". 

Monika Düker (GRÜNE) bestätigte, die Pro- 
bleme müssten angegangen werden. 30 
Uberhand- und Ausgleichsmandate seien 
nicht im Interesse der GRUNEN. Die Ge- 
samtzahl der Landtagsabgeordneten müs- 
se dafür aber nicht verringert werden. 201 
seien für das bevölkerungsreichste Land 

nicht, w e h  das NRW-Parlament um 25 P;- 
Zent verringert werden solle. Entscheidend 
sei die Kompetenzverteilung zwischen den 
Ebenen Europa, Bund, Länder und Kom- 
munen. Abweichungen von der durch- 
schnittlichen Wahlkreisgröße habe der 
Landtag 1995 auf 20 Prozent korrigiert. Das 
Zwei-Stimmen-System sei nicht unumstrit- 
ten und wenje von vielen Menschen nicht 
verstanden. Uber Grundmandate für kleine 
Parteien zu diskutieren, mache keinen Sinn. 
Auf die Frage von Bernhard Schemmer 
(CDU), ob er es für akzeptabel halte, wenn 
zehn benachbarte Wahlkreise einen Uber- 
hang von bis zu 25 Prozent hätten und ih- 
nen trotzdem zwei Wahlkreise vorenthalten 
würden, antwortete der Minister, vor dem 
Jahr 2003 brauche das nicht beantwortet zu 
werden. 

Experten-Anhörung 
zum NRW-Wahlrecht 
Alle Fraktionen im NRW-Landtag sehen 
Handlungsbedarf, was Unterschiede bei 
den Wahlkreisen und Uberhang- sowie 
Ausgleichsmandate betrim und wollen 
dazu Meinungen von Sachverständigen 
anhören. Der CDU-Antrag komme zu 01- 
nem günstigen Zeitpunkt, bescheinigte 
die SPD-Rednerin der Oppositionsfrak- 
tion. 
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BSE-Krise: Landwirtschaft soll sich mit Futterpflanzen selbst versorgen 

Tierische Eiweiße müssen durch pflanzliche ersetzt werden 
Aile Fraktionen sowie die Landwirtschafts- chen wollen. warum wir in diese Richtung und, wie er höre, sei die Eiweißproduktion 
ministerin sind sich darin einig, dass gehen wollen, ist, dass Tiermehl als zu- - Eiweißpflanzen und Saatgut - schon 
pflanzliches Eiweiß als Ersatz für das ver- sätziicher Eiweißversorger in der Mast ver- ausverkauft. 
botene Tiermehl zur Viehfütferung mög- boten ist. dass wir Ersatzstoife brauchen, 
lichst im eigenen Land gewonnen werden dass wir ungern eine Abhängigkeit von im- Felix Becker (FDP) bekräftigte. die Proble- 
sollte. Das ergab die Debatte über den portiertem Soja haben wollen und dass wir me seien dargestellt worden. Der Antrag 
Koalitionsantrag .Selbstversorgung der statt dessen die notwendigen Eiweißpro- sei eine sinnvolle Konsequenz aus der 
nordrhein-westfälischen Landwirtschaft dukte in Nordrhein-Westfalen selber her- Thematik BSE. .Insofern ist er richtig und 
mit Futterpflanzen slcherstellen", der ein- stellen wollen. Das heißt: Da bedarf es eini- findet unsere Zustimmung. Deswegen 
stimmig an den Ausschuss für Ernährung, ger Umorientierungen." Das müsse not- stimmen wir auch der Uberweisung an den 
Landwirtschan, Forsten und Naturschutz wendigerweise auch mit Hilfe der Kam- Fachausschusszu." 
übemiesen wurde (Drs. 731628). mern geschehen. Es solle sichergestellt 

werden, dass man zusätzliche Eiweißpfian- Landwirtschafts- und Verbraucher- 
Hans Hafke (SPD) betonte, mit diesem An- zen - Ackerbohnen, Ackererbsen - hier schutzrninlsterin Bärbel Höhn (GRUNE) 
trag wolle man einer wichtige Frage nach- anbauen könne. erklärte, das Verbot von Tiermehi in der 
gehen, die im Zusammenhang mit BSE Fütterung mache in der Landwirtschaft und 
nicht außer Acht gelassen werden dürfe. Friedhelm Ortgies (CDU) betonte, es gehe in der Futtermittelwirtschaft eine Umstel- 
Nach dem zu Recht erlassenen Verbot der um den Ersatz der seit dem l. Januar ver- lung erforderlich. in der Fütterung müssten 
Verfütterung von Tiermehl an sämtliche botenen Tiermehrfütterung. Es handele tierische Eiweiße durch pflanzliche ersetzt 
Tiere sei langfristig dafür Sorge zu tragen, sich um 460000 Tonnen Sojaschrot, die werden. Aus Sicht des Verbraucherschut- 
dass die nordrhein-westfälische Landwirt- eventuell zusätzlich importiert werden zes halte sie die Versorgung über Soja- 
schaft ihre Tiere mit eiweißreichem Futter müssten. .Vor die Beschlüsse, die wir heute Schrot vom Weltmarkt für problematisch. 
versorgen könne. Auf einem von Politik, anregen wollen, sind natürlich hohe Hür- Nach wie vor sei die Situation so, dass man 
Landwirtschaft und Verbrauchern gemein- den gebaut", sagte der Abgeordnete. Ers- bei Drittlandimporten. insbesondere von 
Sam getragenen Weg hin zu mehr Trans- tens: Das EU-Recht verbiete den Anbau Soja, aber auch von Rapsschrot die Frei- 
pareiz in der Lebensmittelprod,ktion stel- von Fdtterpflanzen auf Stilllegungsflächen. heit von gentechnischen Veränderungen 
le die Selbstversorauna der heimischen Zweitens: Bei den WO-Verhandlungen vor nicht völliu sicherstellen konne. Außerdem 
Landwirtschaft mit -~utier~flanzen einen 
wichtigen Aspekt dar. Allein die Tatsache, 
dass eine A~SWeitung des Anbausvon hei- 
mischen F~tter~flanZen nicht in Nordrhein- 
Westfalen abschließend entschieden wer- 
den könne, zeige die Tragweite der Proble- 
me. .die wir auf dem Wea hin zu einer 
transparenteren und inlegGerten Lebens- 
mittelproduktion zurückzulegen haben". 

Reiner Priggen (GRÜNE) stellte fest: .Der 
entscheidende Punkt, warum wir das ma- 

rund eineinhalb Jahren habe die d&tsche 
Delegation unter Bundeskanzler Gerhard 
Schröder einer Forderung der USA zuge- 
stimmt. die Höchstgrenze für die Rapsöl- 
produktion auf eine Millionen Tonnen fest- 
zusetzen. "Damals sind eigentlich schon 
einige unserer Interessen auf Druck ver- 
schiedener Verbände verkauft worden." 
Origies wünschte den Verhandlern eine 
gute und vor allen Dingen schnelle Reise. 
Denn für dieses Jahr sei der Zug wohl 
schon abgefahren. Der Raps sei im Boden, 

sei zu befürchten, dass eine verstärkte 
Nachfrage in Deutschland oder Europa da- 
zu führen könnle. dass der Anbau von So- 
jabohnen in der Dritten Welt auf dafür un- 
geeignete Böden ausgedehnt werde. .Des- 
halb sollte es vorrangiges Ziel sein, die Ver- 
sorgung unserer heimischen Landwirt- 
schaft soweit wie möglich aus dem Anbau 
heimischer Pflanzen zu sichern. Das sind 
vorrangig Raps. Ackerbohnen. Erbsen oder 
Getreide. Die Ministerin wies allerdings 
auch auf Hemmnisse hin. Zum einen sei 
die Wettbewerbsfähigkeit von Eiweißpflan- 
Zen durch die Agenda 2000 deutlich ver- 
schlechtert worden. Zum zweiten setze das 
Blairhouse-Abkommen einem starkeren 
Rapsanbau sehr enge Grenzen An beiden 
Punkten musse angesetzt werden 

Güterverkehr kann 
nicht auf den Bus 
verlagert werden 

C': ; !  

Im Gespräch: V. I. die Abgeordneten Bernhard Recke! 

Um die Frage, ob auch Schienenersatz- 
verkehre gefördert werden sollten ging es 
bei der l.,Lesung des Gesetzentwurfs der 
FDP zur Anderung des Gesetzes zur Re- 
gionaiisierung des öffentlichen Schlenen- 
personennahverkehrs sowie zur Weiterent- 
wicklung des ÖPNV (Regionaiisierungs- 
gesetz NRW, Drs. 731622). 

Marianne Thomann-Stahl (FDP), Parla- 
mentarische Geschäftsführerin, verwies 
darauf. der Verkehrsminister des Landes 
habe im Juli letzten Jahres aus gutem 
Grund empfohlen, äußerst schwach aus- 
gelastete Nahverkehrszüge in den Abend- 
stunden oder an den Wochenenden durch 
Busse zii ersetzer. Aucn die FDP sei dei 
Meinung, dass derartige oder inzwischen 
eingestellte Nahverkehrszüge durch Bus- 
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se ersetzt werden sollten. Um dies zu er- 
möglichen. lege die FDP ihren Gesetzent- 
wurf vor, die Landeszuweisungen für den 
Schienenpersonennahverkehr auch zur 
Förderung von Schienenersatzverkehren 
zu verwenden. Die Abgeordnete erinnerte 
daran, die ursprüngliche Intention des Re- 
gionalisierungsgesetzes sei zwar ver- 
nünftig gewesen. aber wie so manches an- 
dere in der letzten Wahlperiode der grünen 
Ideologie geopfert worden. Denn die erste 
Fassung des Regionalisierungsgesetzes 
habe noch die Verwenduna der Landeszu- 
weisungen für den ScGenenpersonen- 
nahverkehr auch zur Förderung des 
Schienenersatzverkehrs vorgesehen. 

Gerhard Wirth (SPD) sagte, man wisse, 
dass laut Koalitionsvertrag das Regionali- 

Gren ~usGbeitun~en, die- im ~ahm:n ei- 
ner vernünftigen Vorbereitung erforderlich 
seien, in den letzten Zügen. Der FDP hielt 
er vor, sie lasse einen Hüftschuss los, in- 
dem sie einen Punkt, in diesem Falle des 
Schienenersatzverkehrs, herausgreife. 

Gerhard Lorth (CDU) begrüßte ausdrück- 
lich die Gesetzesinitiative der FDP und 
stimmte ihrer Zielrichtung zu. Diese Vorla- 
ge biete auch Gelegenheit, erneut im 
Fachausschuss und im Plenum eine 
Grundsatzdiskussion über einen sinnvol- 
len. geziehen, vor allem kundenorientier- 
ten, effizienten Mitteleinsatz für den ge- 
samt OPNV, nicht nur für den schienen- 
gebundenen Nahverkehr, sowohl für die 
Ballungsräume als auch für den ländlichen 
Raum zu führen. 

Peter Eichenseher (GRÜNE) fragte die 
FDP-Politikerin Thomann-Stahl, welche 
.,Geisterzügem sie meine, ob sie die „Geis- 
terzüge" zwischen Bielefeld und Lemgo 
meine, die seit der Modernisierung dieser 
Strecke einen ungeheuren Fahrgastzu- 
wachs zu verzeichnen habe? Das seien 
Strecken. die gefährdet gewesen wären, 
wenn man diese Gesetzesänderung nicht 
gemacht hätte. Es gebe Strecken, die jetzt 
reaktiviert würden. Nur mit dieser Geset- 
zesänderung von damals habe man errei- 
chen können, dass die schlechte Stim- 
mung, die in vielen Kreisen damals ge- 
herrscht habe, aufgegeben worden sei zu- 
gunsten einer aMiven und vorwärts stre- 
benden Schienenpolitik. 

Verkehrsminister Ernst Schwanhold 
(SPD) betonte. die vorgeschlagene Wie- 
dereinführung der Möglichkeit, Schienen- 
ersatzverkehre zu fördern, gefährde den 
Bestand des Schienennetzes, weil die ein- 
zige hierfür vorgesehene Voraussetzung, 
um Verbesserungen des Verkehrsange- 
botes zu ermöglichen, zu offen formuliert 
sei. Der Minister nannte ein Beispiel: Der 
Ersatz des SPNV auf einer Strecke von A 
nach B durch einen preisgünstig fahren- 
den Bus könne zwar, isoliert betrachtet, viel 
Geld sparen. Gleichwohl erweise sich eine 
solche Entscheidung dann als kontra- 
produktiv, wenn der Wegfall des SPNV die 
Wirtschaftlichkeit der Strecke insgesamt 
infrage stelle und zur Folge habe, dass z. B. 
der bislang auf dieser Strecke betriebene 
Güte~erkehr eingestellt werden müsse. 
.Den können sie nämlich nicht mit auf den 
Bus verlagern", steilte der Minister fest. 

P-, b 1 

sierungskonzept überarbeitet werde. Dies 
aeschehe aerade. Die Reaieruna lieae mit 

4 
Dialog: V. I. die Abgeordneten Lofhar Hegemenn (CDU) und Pefer Budschun (SPD) Foto: Schälle 

Mehr deutsche Beamte nach Europa 
Um die Vertretung Deutschlands ~n der Be- dass man dort etwas mehr fur Deutschland 
amtenschaft b e ~  den Euro~alschen In- tun m¿sse. Frau Krah zoa die Schlussfolae- 
stitutionen ging es in der ~ i b a t t e  um den 
CDU-Antrag, die Chancen deutscher Be- 
werber beim Auswahlverfahren der Euro- 
päischen Kommission zu stärken (Drs. 
1 3/6 14). 

llka Keller (CDU) sagte. es gehe hier um 
den europäischen Beamtendienst und das 
dazugehörige Auswahlverfahren der Euro- 
päischen Kommission mit dem Namen 
.,Concours". Die Abgeordnete betonte den 
unverhältnismäßig niedrigen deutschen 
Personalanteil innerhalb der Verwaltungs- 
spitzen und berichtete von der letzten Con- 
cours-Statistik aus dem Jahre 1998. Damals 
seien unter den Bewerberinnen und Bewer- 
bern um die lukrativen europäischen Posi- 
tionen deutsche Anwärter mit einem küm- 
merlichen 9-Prozent-Anteil vertreten gewe- 
sen. Der italienische Anteil habe seinerzeit 
bei 36 Prozent gelegen. Zum Vergleich: die 
Bundesrepublik habe 82 Millionen Elnwoh- 
ner und Italien habe nicht einmal 60 Millio- 
nen Einwohner. Hier laufe ganz ofiensicht- 
lich etwas falsch. Man müsse jetzt auch von 
Seiten der Landespolitik ganz rasch han- 
deln, um durch die enger werdende Pforte 
des europäischen Hauses hindurch- 
zuschlüpfen. 

Hannelore Kraft (SPD) betonte. der Antrag 
sei .,von uns" zunächst positiv zur Kenntnis 
genommen worden. Es lohne sich aber wie 
hmer, etwas genaher ninzuscnauen. Z J ~  
Stand heute: Im Jahr 2000 habe der Anteil 
Deutscher an Stellen im höheren Dienst der 
Europäischen Kommission 12,36 Prozent 
betragen. Damit habe man nach Frankreich 
immerhin den höchsten Anteil. „Allerdings 
ist auch uns das nicht genug." In diesem 
Jahr werde es etwas anders laufen, weil 
auch die Bundesregierung erkannt habe, 

rung: Mehr deutsche ~ ~ r ~ e a m t e ,  ja. 

Joachim Schultz-Tornau (FDP) erklärte, 
derzeit sei man in den wichtigen F~nMionen 
in E U ~ O D ~  unterreDrasent ert. Das hanae et- 
was mit der ~entalität eines großen ~ändes 
wie Deutschland zusammen, das im Ver- 
gleich zu Ländern wie Belgien, den Nieder- 
landen und Dänemark binnenorientierl sei, 
aber auch mit der Mentalität, sich sehr auf 
die eigene Situation zu konzentrieren und 
wenig Interesse daran zu haben, es als et- 
was Gutes zu betrachten, wenn jemand ins 
Ausland gehe und sich dort engagiere. 

Ute Koczy (GRÜNE) unterstrich: "Wir sind 
ganz eindeutig dafür, dass in der Europäi- 
schen Kommission auch Personal aus der 
Bundesrepublik beschäftigt wird. Wir sind 
dafür, dass wir in den Institutionen der Euro- 
päischen Union mehr Personal haben.' Man 
müsse eine bessere Pflege der Beamtinnen 
und Beamten betreiben und natürlich auch 
dafür sorgen, dass die Ausiandstätigkeit der 
Beamtinnen und Beamten nach ihrer Rück- 
kehr honoriert werde. Es sei erfreulich, dass 
die CDU versuche, .uns mit ihrem Antrag zu 
überholen". 

lnnenminister Dr. Frltz Behrens (SPD), der 
den Europaminister vertrat, glaubte schon, 
dass man in Deutschland insgesamt in der 
Gefahr stehe. das Thema Europa. europäi- 
sche Entwicklung zu unterbelichtet politisch 
zu diskutieren, "bestimmte Dinge an uns 
vorübergehen zu lassen und nicht ausrei- 
chend mitzugestalten". Da habe man man- 
ches nachzuholen. „Für uns ist doch 
manchmal unser eigener Tellerrand -des 
Landes oder der Kirchturm der Region das 
Maß der Dinge. Das ist falsch." Das sei auch 
in der Personalpolitik falsch. 
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im Land müssen 
vernetzt werden 
Der Landtag überwies den CDU-Antrag ,,In- 
tegrierte Gesamtverkehrsplanung in NRW 
endlich entschlossen vorantreiben'' (Drs. 
13/607) nach Aussprache zur abschlie- 
ßenden Beratung an den Verkehrs- 
ausschuss. 

Günter Langen (CDU) betonte anhand ei- 
nes historischen Exkurses die Wichtigkeit 
der Vernetzung einzelner Verkehrsträger. 
„Das größte Problem. besonders für den 
Güterverkehr, besteht darin, die Stärken der 
einzelnen Verkehrsträger auch wirklich zu 
nutzen und zu einem funktionierenden 
Ganzen zusammenzusetzen." Vor diesem 
Hintergrund unterstrich er die Handlungs- 
empfehlungen der Enquetekommission 
„Zukunft der Mobilität". die zu dem Schluss 
komme, dass eine konzertierte Aktion von 
Verkehrsteilnehmern. Verkenrswirtschafi. 
Industrie ~ n d  Hande sowie den Geo etskor- 
perschaften und Umweltinstitutionen erfor- 
derlich sei. Der Antrag der CDU habe zum 
Ziel, „dass der Landtag auf den aktuellen 
Stand der Vorbereitungen in der Landesre- 
gierung gebracht wird und ein gemeinsa- 
mes Zielkonzept für die integrierte Gesamt- 
verkehrsplanung des Landes entwickelt". 

Edmund Feuster (SPD) widersprach, die 
Landesregierung arbeite längst an der Um- 
setzung der integrierten Gesamtverkehrs- 
planung, nachdem die Empfehlungen der 
Enquetekommission am 5. November 1998 
vom Parlament einvernehmlich angenom- 
men worden seien. Der ganzheitliche An- 
satz für die Gestaltung zukunftsweisender 
Mobilität erfordere jedoch einen gewissen 
Bearbeitungsspielraum. Der Abgeordnete 
sagte wörtlich: ,,Wir erwarten von der Lan- 
desregierung eine solide, umfassende und 
nachhaltige Planung, die nicht mit heißer 
Nadel gestrickt ist." Zudem müsse die 

nordrhein-westfälische lnfrastrukturpolitik in 
einen bundesweiten Rahmen eingebettet 
sein. denn „isolierte Planungen, die an den 
Grenzen unseres Landes aufhören. bringen 
uns nicht weiter". Die SPD-Fraktion wolle 
den Verkehrsminister im zuständigen Ver- 
kehrsausschuss um einen mündlichen 
Sachstandsbericht zur Umsetzung der inte- 
grierten Gesamtverkehrsplanung bitten. 

len Sie etwas nicht? Sollte die Einsetzung 
der Enquetekommission ,Zukunft der Mobi- 
lität' im Jahr 199611997 tatsächlich nur 
Schaumschlägerei gewesen sein? Oder 
können Sie nicht? Ich wage Letzteres zu be- 
zweifeln. Die Enquetekommission gab ja 
auch noch Hilfestellung." Aus Sicht der 
Freien Demokraten müsse eine integrierte 
Gesamtverkehrsplanung die Integration al- 
ler Verkehrsträqer bzw. Verkehrsmittel. der 

Dietmar Brockes (FDP) stellte die leis- verschiedenen~lanungsebenen und Maß- 
tungsfähige Verkehrsinfrastruktur als Krite- nahmemöglichkeiten sowie aller Beteiligten 
rium für einen attraktiven Wirtschafts- umfassen. 
standort heraus. Der Landesregierung kon- 
statierte er eine angeblich fehlende Ent- Peter Eichenseher (GRÜNE) legte großen 
scheidungsfreudigkeit bei der Umsetzung Wert darauf, dass die integrierte Ver- 
der Handlungsempfehlungen der Enquete- kehrsplanung nicht nur von oben nach un- 
kommission. „Da stellt sich die Frage: Wol- ten funktioniere. Vielmehr setze man durch 

die Einsetzunq von Reqionalräten einen in 
Deutschland rieuen ~ a 6 s t a b  an. Der Abge- 
ordnete sprach sich für eine zeitliche For- 
cierung bei der Realisierung aus: „Es ist völ- 
lig klar, wir müssen das Tempo erhöhen und 
insbesondere bei der Umsetzung auf regio- 
naler und Landesebene dafür sorgen, dass 
wir möglichst bald Zwischenberichte be- 
kommen." Der CDU-Antrag sei trotzdem 
überflüssig, denn es stehe außer Frage, 
dass die Abgeordneten im Ausschuss zeit- 
nah informiert werden. 

Verkehrsminister Ernst Schwanhold 
(SPD) sah das Ziel der integrierten Ver- 
kehrspolitik dahingehend, dass Nordrhein- 
Westfalen damit nicht nur ein interessantes 
Transitland sei, sondern in besonderem Ma- 
ße den Menschen, die in diesem Land leben 
und arbeiten, exzellente Verkehrsanbin- 
dungen zur Verfügung stelle. Er verwies 
darauf, dass dieses Thema noch gemein- 
sam im Verkehrsausschuss diskutiert wer- 
de. „Dann werden wir auch über neue Fra- 
gen verhandeln können. die sich etwa nach 
dem Abschlussbericht der Enquetekommis- 

Landtagspräsident Uirich Schmidt hat den griechischen Generalkonsul in Nordrhein-Westfalen, Kar1 Gardis sion ergeben haben, etwa über das Carg0- 
12. V r.). sowie den Vorsitzenden der Qriechischen Akademiker NRW. den Mediziner DK zois Vrettos (I,). im Konzept der Deutschen Bahn und die Or- 
~ a n d t ' a ~  empfangen. Der ~eneraikonsui dankte auch der Ehefrau des Prasidenten, Marlres Schrnrdt (M). die ganisation der dezentralen Zubringer- 
den Besuch im Landtag vermittelt hatte. Fotos: Schälte funktionen." 
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Die Schwebebahn 
wird 100 
Am 1. März jährt sich der Geburtstag der le- 
gendären Wuppertaler Schwebebahn zum 
hundertsten Mal. Sie verbindet seit dem 
Jahre 1901 auf einer Länge von 13,3 km die 
Wuppertaler Stadtteile Vohwinkel, Elberfeld 
und Barmen. Dabei folgt sie überwiegend 
der Flussmitte der Wupper und entlastet 
somit die StraOen der Stadt erheblich. Als 
wichtiger Bestandteil des Öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs in Wuppertal hat sie bis 
zum heutiaen Zeitounkt mehr als 1.5 M~lliar- 
den fahriäste transportiert. 

Der Bau der Schwebebahn begann im 
Sommer 1898, nachdem die Königliche Re- 
gierung zu Düsseldorf am 31. Oktober 1896 
der Continentalen Gesellschaft die staatli- 
che Genehmigung zum Bau einer Schwe- 
bebahn erteilt hatte. Bereits am 24. Oktober 
1900 unternahm der damalige deutsche 
Kaiser Wilhelm II. die Premierenfahrt. Nach 
einer kurzen Begrüßung durch Kommer- 
zienrat Freiherrn von der Heydt nahm der 
Kaiser mit seiner Gemahlin im so genann- 
ten Kaiserwagen Platz und fuhr mit seinem 
Gefolge von Döppersberg (Elberfeld-Mitte) 
bis Vohwinkel. Die Wagen des Baujahres 
1900 wurden über 70 Jahre lang eingesetzt 
bis sie schließlich zwischen 1972 und 1974 
durch die heutigen Gelenkwagen ersetzt 
wurden. Ais einziger Wagen blieb der Kai- 
serwagen, der zum 75-jährigen Jubilaum 
der Schwebebahn restauriert wurde, mit ei- 
nem Beiwagen der Nachwelt aktiv erhalten. 
Die offizielle Eröffnung der Schwebebahn 
ließ allerdinas noch bis zum 1. März 1901 
auf sich waAen, als.der Streckenabschnitt 
Kluse-Zoo für die Offentlichkeit freigege- 
ben wurde. Bis zum Zweiten Weltkrieg fuhr 
die Schwebebahn ohne längere Unterbre- 
chungen. Als das Gerüst jedoch im Mai und 
im Juni 1943 schwer beschädigt wurde, 
konnte der Fahrbetrieb nur durch Pendel- 
verkehr aufrechterhalten werden, bis am 
19.1 2.1 944 der Rundverkehr wieder aufge- 

Plenarsitzungen 
Kinderrechte sollen in die Verfassung 
aufgenommen werden. Die Koalition hat 
dazu einen Gesetzentwurf eingebracht, 
mit dessen Beratung die Plenarsitzung 
am 14. Februar nach einer Frage- und 
einer Aktuellen Stunde fortgesetzt wird. 
Es schließt sich u.a. die 1. Lesung des 
FDP-Gesetzentwurfes zu Beteiligungs- 
mög-lichkeiten von jungen Leuten auf 
kommunaler Ebene (FDP) an. Es folgt 
die Debatte über Grundschulzuweisun- 
gen (FDP). Anträge der CDU zu den Lan- 
deszentraibanken sowie zur Novellie- 
rung des Landesrundfunkgesetzes ste- 
hen weiter auf dem Programm. Weitere 
Themen am Mittwoch: Erhebung von 
Kirchensteuern, das Feiertagsgesetz, 
Talentförderung. Am Donnerstag, 15. Fe- 
bruar, beschäftigt sich der Landtag u.a. 
mit Landwirtschafts- und Verbraucher- 
politik (CDU). Hochschulen (Koalition), 
Einschränkung der ZVS (CDU), Medien- 
kompetenz (Koalition), Verkleinerung der 
Bundeswehr (FDP), Frauenpolitik (Koaii- 
tion) und dem Musikunterricht in Not 
(CDU). 

nommen werden konnte. Doch im Jahre 
1945 kam der Schwebebahnverkehr auf- 
grund weiterer Zerstörungen wieder mona- 
telang zum Erliegen. 
Zu einem ungewöhnlichen Zwischenfall 
kam es am 21.7.1950, als der junge Elefant 
,;Tuffi6 während einer Zirkuswerbefahrt aus 
einem fahrenden Schwebebahnzug in die 
Wupper sprang. Er wurde dabei aber kaum 
verletzt. 1968 riss ein LKW einen Stützpfei- 
ler aus der Verankerung, so dass die 
Schwebebahn wieder zehn Wochen lang 
nicht fahren konnte. 
Ende der neunziger Jahre kam es bei der 
Wuppertaler Schwebebahn zu drei schwe- 
ren Unfällen. Am 25. März 1997 fuhr in einer 
Station der Schwebebahn ein Gelenkzug 
auf den Kaiserwagen auf. 14 Fahrgäste 
wurden verletzt und es entstand erheb- 
licher Sachschaden. Zu einem ähnlichen 
Vorfall kam es am 12. November 1998, bei 
dem elf Menschen verletzt wurden. Der 
weitaus schwerste Unfall ereignete sich je- 
doch am 12. April 1999. als um 5.45 Uhr ein 

Schwebebahnzug in die Wupper stürzte. 
Die Ursache des Unglücks, bei dem fünf 
Menschen starben und 46 Fahrgäste ver- 
letzt wurden, war ein bei Ausbauarbeiten 
befestigtes Metallstück an der Fahrschiene, 
das nach dem Ende der Arbeiten nicht wie- 
der entfernt worden war. Der Fahrbetrieb 
konnte erst am 9. Juni wieder aufgenom- 
men werden. 
Nach hundertjähriger Betriebszeit ist für die 
Wuppertaler Schwebebahn langsam, aber 
sicher eine Erneuerung fällig. Daher wer- 
den seit April 1998 alle Brücken und Stüt- 
zen der Schwebebahn ausgetauscht und 
die Fundamente verstärkt. Auch die Schwe- 
bebahnstationen werden erneuert und er- 
halten eine behindertengerechte und kom- 
fortable Ausstattung. Durch diese Maßnah- 
men wird die Wuppertaler Schwebebahn zu 
einem modernen, schnellen und zukunfts- 
sicheren Nahverkehrsmittel umgestaltet. 
das auch ein verstärktes Fahrgastaufkom- 
men in Zukunit wird bewältigen können. 

Philipp Kolb 

Wertschätzung eines Lebenswerkes 
Landtaqspräsidenf Ulrich Schmidt hat am 30. Januar den Releratsieiter und Chef des Sitzungsdokumen- 
farischin' Dienstes. Wolfgang Theberath, in den Ruhestand verabschiedet. Wenn zur verabsch?dung von 
Wolfaana Theberath so auf wie der halbe Landtao erscheine. sei das auch Ausdruck der Achtuno und Wen- 
scha'hu&! seines ~ebeniwerkes und seiner ~ers~nlichkeit, v~rdeutlichte der Präsident. Durch Theberaths be- 
rufliches ieben naoe sich wie ein roter Faden se~n großres Hobby. die Kurzschrift gezogen Schmidt zahlte 
die wichtiasten Slationen auf' 1956 Abitur in Braunsch~eia, ~ r n  gleichen Jahr Staafhche Pruluna /ur Lehrer der 
~urzschrg in Bayreufh, bis 7959 Pädagogik-Studium an-der>~ Braunschweig, bis 1960 Siudium der Be- 
triebswinschaftslehre an der TH Braunschweio. von 1960 bis 7968 Studium der Wirfschaftsoädaoooik an der 
FU Berlin, während des Studiums ~nferrichtsGtigkeit in deutscher und englischer ~urzschrift, i o i  1969 bis 
1975 Mitbegründer und pädagogischer ~eiter einerpfivaten Wirtschaftsfachschule in Berlin. Im April 1975 sei 
Wolfaano Theberath dann zum Landtag als Parlamentsstenoaraf gekommen, .efnen Monat bevor ich Abae- 
ordneter-wurde: sagte der Präsident. "Öas ist also über ein Vierteiahrhunderther Seitdem kennen wir uns.' 
1995 sei er dann Referatsleiter Sitzungsdokumentarischer Dienst geworden und habe Akzente gesetzt. So 
habe er durch die Anderunq des Revisions-Systems für eine zügigere Erstellung der Pienar~rotokolle und die 
Einstellung der Texte ins lifernet gesorgt. ichmidt hob die ~ühe und ~elassenheit Theberaths hervor. Die 
orundsätzlich hektische Arbeitssituation im stenoorafischen Dienst habe er immer wieder in ruhioeres Fahr- 
wasser bringen können. Der Landtagspräsidenf dinkte dem scheidenden ~eleratsleiter und überreichte zum 
Abschied eine Briefmarkensammiung. Im Bild V. I. Wolfgang Theberath, seine Ehefrau Roswitha sowie Präsi- 
dent Uirich Schmidt. Foto: Schälte 
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Traumata der Kriegsflüchtlin~e aus Bosnien 

Foto: Schälte 

Die Mitreisenden im Flugzeug von Wien 
nach Sarajewo sind nicht etwa rückkeh- 
rende Bürgerkriegsfluchtlinge. sondern Ge- 
scnaftsleute und Mitarbeiter von Hilfs- - -  ~~ ~ ~ ~ 

organisationen. Beim ~andeanflug ist eine 
schöne, waldreiche Gebirgslandschaft zu 
erkennen. Sofort nach Verlassen des Flug- 
hafens wird deutlich, dass dieses Gelände 
einmal stark umkämpftes Kriegsgebiet war. 
Ruinen und völlig intakte Gebäude stehen 
unmittelbar nebeneinander. Die Kessellage 
zeigt. Die Menschen der gesamten Innen- 
stadt waren DraMisch fur die Belaaerer zum 
Abschuss ireigegeben, sobald -sie kein 
schützendes Mauerwerk umgab. 
In der Innenstadt hat sich das Leben auf 
den ersten Blick weitgehend normalisiert. 
Geschäfte mit Modeartikeln westlicher Her- 
kunft, wiederhergestellte Fassaden, Fuß- 
gängerzone, einige Straßencafes. Aber wer 
kann n Desianerlaoen einkaufen? Auffällia 
sind die vielen kleinen Friedhöfe rund um 
die Stadt, auch in Citynähe. Während der 
Belagerungszeit hatte man die Toten auf je- 
dem verfügbaren Gelände bestatten müs- 
sen. Unter den über 3000 Toten waren 
hauptsächlich Muslime: Für jeden Verstor- 
benen steht eine scnmale S ~ J  e aus wei- 
ßem Stein auf dem Grab. Beim Blick von der 
Festung auf die Stadt wird klar, dass Saraje- 
wo einzigartig und vielleicht nur noch mit 
Jerusalem vergleichbar ist. Auf engstem 
Raum sieht man Moscheen, aber auch die 
Türme der katholischen und orthodoxen 
Kirchen. 
Am Abend Gespräch in der deutschen Bot- 
schafl, für Bosnier ein heißbegehrter Ort 
wegen der Visaerteilung. Die Referentin 
macht deutlich. dass von Wirtschaflsent- 
wicklung trotz hoffnungsvoller Ansätze 
noch nicht gesprochen werden kann. Vom 
Abkommen von Dayton, dessen fünfter Jah- 
restag gefeiert wurde, merkt man in Saraje- 
wo so gut wie nichts. In zahlreichen Gespra- 
cnen wird deutlich. dass sich die Mehrheit 
der Menschen im '~ande nicht als Bosnier 
fühlen, sondern als Kroaten oder Serben. 
Allenfalls die Muslime machen hier eine 
Ausnahme. So lange die Menschen nicht 
begreifen, dass ihre nationalistisch-ethni- 
sche Gesinnung sie nicht weiterbringt, wird 
es keinen wirklichen Fortschritt geben. Es 
ist auch gut nachvollziehbar, wenn sich In- 
vestoren aus Westeurcpa bei dieser instabi- 
len politischen Lage in ihrem Engagement 
zurückhalten. Ohne die Anwesenheit der 
SFOR-Truppen ist ein geregeltes Leben 
derzeit in Bosnien nicht vorstellbar. Daran 
wird sich auch in den nächsten Jahren 
nichts ändern. 

Leben und Arbeit für Jugendliche im Kloster 
Ende letzten Jahres reiste Franz Muschkiet, Leiter des Petitionsreferats der Landtagsvenvaltung 
(Foto), zusammen mit einer Delegation der Caritas nach Bosnien. Seine Eriahrungen aus Petitio- 
nen von Bürgerkriegsflüchtlingen dieser Region und vor allem die persönlichen Erlebnisse dieser 
Reise veranlassten ihn zu einem Bericht, der hier auszugsweise wiedergegeben wird. 

In einem Gespräch über die Behandlungs- Praktikums-Betriebs als potentielle Arbeit- 
möglichkeilen für schwer kriegstraumati- geber verstehen kÖnnen.De Teilnahme an 
sierte Menschen hob der Gesundheitsmi- den K~rsen  mit striktem Regelwerd führt da- 
nister des Kantons Savo V aski besonders zu. dass sich die Teilnehmer an Sekundär- 
das Hilfsprojekt der NRW-Landesregierung 
.,Frauen in Not" hervor, das hervorragende 
Ergebnisse gebracht habe. Leider sei die- 
ses Programm zu früh ausgelaufen. Viele 
der Frauen, während des Krieges Opfer von 
Gewalt, seien auch heute noch in Not, ins- 
besondere dann, wenn das Trauma einer 
Misshandlung erst Jahre später ausbricht. 
Bosnien habe zwar ausreichendes Fach- 
personal im Lande. doch fehle Geld für des- 
sen Beschäftigung. Noch in Deutschland 
verbliebene kriegstraumatisiene Flüchtlin- 
ge sollten möglichst verbleiben können. Aus 
Westeuropa zurückkehrende psychisch er- 
krankte Personen kämen oft ohne ärztliche 
Berichte und präzise Diagnosen in Bosnien 
an. Eine zuvor in Deutschland durch- 
geführte Therapie sei dann sinnlos. 
l,n der Universitätsklinik wies die leitende 
Arztin der Abteilung Psychiatrie, Dr. Volic. 
auf hohe Therapiebedürftigkeit der einhei- 
mischen Bevölkerung hin. Der Bruch zwi- 
schen Lebensverhältnissen, die in Deutsch- 
land geregelt gewesen und nunmehr in 
Bosnien völlig ungeklärt seien. könne zu 
schwersten Trau- führen. Große Proble- 
me bereiten den Arzten die hohe und noch 
weiter steigende Zahl von Selbsttötungen. 
Allein in Sarajewo gebe es monatlich über 
30 Fälle. Ganz aktuell sei ein zehnjähriges 
Kind erhängt aufgefunden worden, weil es 
offenbar nicht verkraften konnte. dass der 
Vater seine Arbeit und die Familie Einkom- 
men und Wohnraum verloren hatte. In Sara- 

tugenden erinnern und ihren Tagesplan ge- 
stalten müssen. Für viele war dies ein jahre- 
lang ungeübter Bereich. 
Bei einer Begegnung mit etwa 30 Germa- 
nistikstudenten der Universität Banja Luka 
ist das Interesse groß. Mehr als die Hälfte 
von ihnen haben während des Bürger- 
krieges mehrere Jahre in Deutschland, Os- 
terreich oder der Schweiz verbracht. Sehr 
deutlich wurde der Wunsch formuliert, we- 
nigstens einen Teil der Ausbildung in 
Deutschland fortsetzen und so die Isolation 
in Bosnien überwinden zu können. 
Vor dem Rückflug wurde ein geplantes ar- 
beitstherapeutisches Zentrum für dro- 
genabhängige Jugendliche besichtigt, das 
Kloster Alexandrovac. Tatsächlich sind die 
katholische Kirche und die Caritas die einzi- 
gen Organisationen, die allen Menschen 
helfen. Berühmt wurde das Kloster durch 
die Herstellung von Naturmedizin. 1945 
wurde das Kloster von den Partisanen ge- 
schlossen, unter Tito durfte der Schulbe- 
trieb nicht wieder aufgenommen werden. 
Aufgrund des positiven Rufes und gemäßig- 
ter Kirchenpolitik konnte es aber einge- 
schränkt arbeiten. Seit 1960 wurde es von 
Zagreb aus verwaltet. Diese Situation än- 
derte sich im Bürgerkrieg. Bedrohungen, 
leichte Angriffe nahmen seit 1990 ständig 
zu. Strom und Wasser wurden abgestellt. 
Ende 1992 mussten die Alten- und Kran- 
kenschwestern evakuiert werden. Sechs 
Schwestern blieben, sie konnten sich nicht 

jewo habe man den .,Ldxus' einer Tageskli- vorstellen, vertrieben zu werden. Am 4. Mai 
nik. in der man Ca. 30 Menschen Dro Tao be- 1995 war es dann so weit. Das Kloster wur- 
handeln könne. . de von einem Trupp der serbischen Armee 

überfallen. die Schwestern zwei Tage lang 
misshandelt. Dann wurden sie aufgefordert, 

Drogentherapie einen Jeep zu besteigen, Papiere nicht mit- 
zunehmen. sie würden ohnehin sterben. In 
einer nahe gelegenen Station wurden noch 

Bei schwersten psycnischen Storungen wie drei Schwestern zugeladen, alle zLsammen 
Schlaflosiakeit bnd besondere Aaaressivitat dann uber eine verminte Brucke uber die 
gegenüb& Frau und ~indern-habe sie kroatische Frontlinie getrieben. Alexandro- 
Zweifel, ob dieser Mann jemals wieder ein vac wurde gründlich geplündert. 
einigermaßen normales Leben führen kön- Seit Oktober 2000 ist das Kloster wieder im 
ne. Besitz des Ordens, allerdings mit der Aufla- 
Der Großraum Banja Luka macht einen ge, schnellstens in Betrieb zu gehen, ansons- 
friedlich ländlichen Eindruck. Der schon vor ten kann es wieder beschlagnahmt werden. 
dem Krieg stark dominierenoe serbische Der Orden plant ein Drogentherapiezentrum 
Bevolkerunasanteil ist heute noch aroßer. für J~aendliche. aie in Alexandrovac zwe. 
da viele ~rÖaten die Region verlassin hai 
ben. Uberraschenderweise sollen im letzten 
Jahr und verstärkt in den letzten Monaten 
Menschen muslimischen Glaubens wieder 
zurückgekehrt sein. Für den kleinen kroa- 
tisch-katholischen Teil der Bevölkerung 
spielt das Bistum Banja Luka eine wichtige 
Rolle. 
In einem Berufs-Integrations-Programm 
werden arbeitslose Jugendliche und junge 
Erwachsene in den Sparten Kranken- und 
Alten~fleae. Büroaehilfin. Holzverarbeituna. 

~ahre.'ireiwilli~, nach absolut geregeltem Ta- 
gesablauf, ohne Außenkontakte. mit Arbeit, 
Selbstversorgung und in Stille leben können. 
Dabei gibt es am Tag eine Tasse Kaffee, eine 
Stunde N sowie Bruch mit allen alten Ge- 
wohnheiten. Gebraucht wird allerdings Geld. 
Zunächst müssen Dach, Heizung und Instal- 
lation in Ordnung gebracht werden. Dann 
werden Betten, Matratzen, Handwerkszeug. 
Farbe, Kleingerät für die Landwirtschaft etc. 
benötigt. Wichtig aber ist vor allen Dingen, 
dass alles möalichst schnell aeschieht 

~andma&hinent&hnik und ~andwirtschaft (Spendenkonto Nr. 400 bei Bank ik Bistum 
gefördert. Neben Fortbildung und Arbeit sol- Essen, BLZ 360 602 95 - Verwendungs- 
len sich Inhaber oder Geschäftsführer des Zweck: „Kloster Alexandrovac"). 
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Empfang in der Botschaft 

Um Vertiefung 
der Beziehungen 
zu Polen bern"ut 
Die deutsch-polnische Parlamentariergrup- 
pe des nordrhein-westfälischen Landtags 
nahm auf Einladung des polnischen Ge- 
sandten Dr. Krzysztof Miszczak mit zehn 
Abgeordneten an einem Empfang aus An- 
lass eines parlamentar~schen Abends in der 
Botschaft der Re~ub l~k  Polen in Koln teil. 
~andta~svize~räGdentin Edith Müller über- 
brachte die Grüße des Landtagspräsiden- 
ten und des Düsseldorfer Parlaments. 

Nach der Gründung im vergangenen Herbst 
habe die deutsch-polnische Parlamen- 
tariergruppe einen sehr guten Start hinge- 
leot. Entscneidend sei dabei die aroße Hilfe- 
stellung gewesen, die der polnische Ge- 
sandte sowie Botschaftsrat Laska gewährt 
hätten, sagte die Vizepräsidentin in Köln. 
Die deutsch-polnische Parlamentariergrup- 
pe des Landtags habe im vergangenen Jahr 
Neuland betreten, „denn wir sind das erste 
deutsche Landesparlament. das sich die 
Vertiefuna der deutsch-oolnischen Bezie- 
hungen äuf die Fahne geschrieben hat und 
dies mit einer eigenständigen Parlamenta- 
riergruppe zum Ausdruck bringt", führte 
Rau Müller unter anderem aus. 
Uber das Verhältnis von Polen und Deut- 
schen, von Polen und Deutschland sei viel 
geschrieben und viel gesagt worden. „ich 
denke, auch 30 Jahre nach dem Kniefall 
Willy Brandts in Warschau ist das Verhältnis 
der Deutschen zu den Polen nicht so, wie 
wir uns das wünschen." Trotz vieler Bemü- 
hungen auf beiden Seiten, trotz der wichti- 
gen Verträge, die zwischen beiden Ländern 
unterzeichnet worden seien. Vorurteile, Miss- 
trauen und mangelndes Interesse prägten 
noch immer die Vorstellungen vieler Men- 
schen .in unserem Land über,die Menschen 
in Polen". Diese Sorgen und Angste gefähr- 
deten den Integrationsprozess. Man wolle 
dazu beitragen, dass sich diese Situation 
verändere, weil man davon überzeugt sei, 
dass eine gute Nachbarschaft zwischen Po- 
len und Deutschen eine wichtige Vorausset- 
zuna für ein freundschaftliches Miteinander 
in eynem zukünftig gemeinsamen europäi- 
schen Haus und umgekehrt der Integra- 
tionsprozess eine gute Plattform sei, wenn 
man so wolle ein Geschenk des Himmels, 
um die Beziehungen zwischen Deutschen 
und Polen positiv zu verändern. 
.Die Landesregierung, aber auch der Land- 
tag unterstreichen mit der gleichbe- 
rechtigten Partnerschaft zu Schlesien den 
föderalen Anspruch grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit", betonte die Vizeprä- 
sidentin. Dabei seien die Möglichkeiten 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit noch 
lange nicht ausgeschöpft. Das Land NRW 
engagiere sich im Rahmen der interna- 
tionalen Zusammenarbeit mit rund 15 Pro- 
jekten in Polen. Diese Projekte reichten von 
der Entsendung pensionierter Lehrer, Infor- 
mationsreisen für polnische Verwaltungs- 
arbeiter, Jugendreisen bis hin zu Umwelt- 
und Eneraieoroiekten. Annähernd 60 beste- 
hende ~tidte~artnerschaften und eine Viel- 
zahl von Schulpartnerschaften sprächen für 
das Engagement der Bürgerinnen und Bür- 
ger in diesem Land. 

Verhindert die geplante Bebauung am 
Standort des Innenministeriums, dass im 
Land eine ganze Vielzahl von anderen 
wichtigen Objekten, etwa Bau und 
Modernisierung von Amtsgerichten und 
Finanzämtern, zurückstehen muss? Die- 
sen Einwand des CDU-Abgeordneten 
Bernd Schulte wollte Bauminister Dr. Mi- 
chael Vesper (GRUNE) in der Sitzung 
des Ausschusses für Städtebau und 
Wohnungswesen am 7. Februar unter 
dem Vorsitz von Gisela Walsken (SPD) 
nicht gelten lassen: Atrium und der so 
genannte Höhn-Tower. das Gebäude für 
das Umweltministerium des Landes, 
seien nicht sein .Privatvergnügen"; fe- 
derführend bei Liegenschaften sei der 
iinanzminister, sein Bauministerium 
nehme Planungsaufgaben wahr. 

Auf Antrag der SPD-Fraktion befasste sich 
der Ausschuss im Rahmen einer aktuellen 
Viertelstunde mit dem Thema ,.Pläne der 
Landesregierung zum Ausbau des so ge- 
nannten,Regierungsviertels durch zwei Neu- 
baumaßnahmen in unmittelbarer Nähe zum 
Innenministerium". Wilfried Kramps (SPD) 
wollte wissen, wie sich die Leitidee von einer 
.schlanken" Verwaltung mit dem Bau neuer 
Büroflachen vereinbaren lasse. Se ne Frak- 
tionskollegin Ellen Werthmann fragte mit 
Blick in die Zukunft, ob bei einem möglichen 
Neuzuschnitt der Ressorts der Landesregie- 
rung durch einen kommenden Ministerpräsi- 
denten das Projekt überhaupt noch erfor- 
derlich sei -vor allem wenn die SPD die ab- 
solute Mehrheit erlangen würde, wie sie un- 
ter Anspielung auf die beiden dort unterzu- 
bringenden grünen Minister (Vesper und 
Höhn) stichelte. Bernhard Schemmer (CDU) 
wunderte sich Über Reihenfolge: Ob es in 
Ordnung sei, eine .Visions zu haben und 
dann zu rechnen, .bis es passt". Oder ob es 
nicht so sein müsste. dass erst Berechnun- 
gen angestellt werden. bevor man dann mit 
der Vision an die Offentlichkeit trete. 

Ausschussvorsitzende Gisela Walsken (M) 
konnte zur Sinung Baurninister Vesper (1.) be- 
grüßen. Rechts im Bild Ausschussassistenf Ha- 
rald Holler. Foto: Schälte 

Regierungsviertel: 

Minister wirbt 
für Bebauung 
$9 teurer Parkplätze" 
Bauminister Vesper nahm den Faden auf Er 
erwähnte den noch geltenden Beschluss, 
im Bereich des alten Düsseldorfer Hafenge- 
biets ein Parlaments- Lna Regierungsv'eael 
zu errichten. Es habe einen städtebaulicnen 
Wettbewerb mit einem Sieger gegeben. Die 
Stadt habe das Baurecht an dieser Stelle 
geschaffen, und sein Haus könnte sofort mit 
der Ausführungsplanung beginnen. Nach 
dem Unterbringungskonzept sollte schon 
immer das Umweltministerium im geplanten 
Hochhaus unterkommen. zurzeit sei es an 
einem unoünstiaen Standort in einem nicht 
guten ~ekäud; untergebracht. Er, Vesper, 
sei mit seinem Haus, dem Ministerium für 
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport. 
auf zwei Standorte verteilt; bei dem in der 
Düsseldorfer Breiten Straße laufe Ende des 
Jahres der Mietvertrag aus. Dann kämen die 
drei Abteilungen dort in die Zwischenunter- 
bringung. Die am Innenministerium brach- 
liegenden Flächen würden zurzeit als Park- 
plätze benutzt: Was ein solcher Parkplatz in 
dieser zentralen Lage wohl koste. regte er 
an nachzuprüfen. Er warb zudem für den 
mit einem zentralen Regierungsviertel ver- 
bundenen Vorteil der kurzen Wege (die 
auch Parlamentariern zugute kämen) und 
der sich einstellenden Synergien. Außer- 
dem werde kein Quadratmeter zusätzlicher 
Büroflächen geschaffen: Denn was hier ge- 
baut werde, falle anderenorts weg. 
Angesichts der vielen Unwägbarkeiten woll- 
te Donata Reinecke (SPD) scherzhaft wis- 
sen. ob nach virtuellen Universitäten es im 
Lande nun auch „virtuelle Ministerien' ge- 
ben solle. Widerspruch des Bauministers: 
,,Ich will kein virtueller oder fiktiver Minister 
sein." Auch zu Zeiten der neuen Medien sei 
man nicht von der Notwendigkeit entbun- 
den, .,dass wir uns ein paar Stunden am Tag 
in gemauerten Räumen aufhalten". J. K. 
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Projekte stärken 
~ e r n m o  tivation 
Auf die Kleine Anfrage ,.Verletzung der 
Schulpflicht: Schulverweigerung und Schu- 
leschwänzen" der Abgeordneten Brigitte 
Speth (SPD) antwortete Jugendministerin 
Birgit Fischer (SPD), im Jahr 2000 seien 30 
Projekte zur Wiederherstellung bzw. Stär- 
kung der Lernmotivation bei sozial benach- 
teiligten Jugendlichen in der Förderung, die 
alle bei Trägern der Jugendhilfe angesiedelt 
seien. Die Projekte fänden in Kooperation 
mit Schulen statt; insgesamt seien 180 
Schulen eingebunden. Des Weiteren er- 
wähnte die Ministerin Beispiele von .best 
practice", die auf einen Abbau von Schul- 
müdigkeit zielten. Dies seien einmal 30 Pro- 
jekte im Rahmen des Sonderprogramms 
,.Zukunft der Jugend: Bildung und Ausbil- 
dung' sowie Projekte, die in Verantwortung 
von Schulen oder Schulbezirken durchge- 
führt würden (Drs. 131563). 

Latinum-Anwartschaft 
Die Landesregierung begrüße die Bereit- 
schaft von Schülerinnen und Schülern der 
Jahrgangsstufe 10, für ein Jahr ins Ausland 
zu wechseln. Systematische Maßnahmen 
seien in der Regel nicht erforderlich. da die 
Schülerinnen und Schüler auch im Ausland 
ihre Schullaufbahn fortsetzten. Ihnen stün- 
den danach vielfältige Möglichkeiten oifen, 
die Anwartschaft auf das Latinum zu erwer- 
ben. Darauf verweist Schulministerin Ga- 
briele Behler ( S m )  in ihrer Antwort auf eine 
Kleine Anfrage der CDU-Abgeordneten Ma- 
rie-Theres Kastner. Die Unionspolitikerin 
hatte eine Benachteiligung für Schülerinnen 
und Schüler der Jahrgangsstufe 12 nach 
Auslandsaufenthalt bei Ablegung ihres Lati- 
nums vermutet. Die Ministerin sieht in der 
Teilnahme am Lateinunterricht der Jahr- 
gangsstufe 11 (Latein ab Klasse 7) ,  der 
Jahrgangsstufe 12 (Latein ab Klasse 9), an 
einer Arbeitsgemeinschaft „Latinum und 
Graecum" sowie einer schulinternen Prü- 
fung nach selbstständiger Vorbereitung 
Chancen, die Latinum-Anwartschaft zu er- 
werben (Drs. 13/536). 
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Ein ehrgeiziges Ziel hat sich Helmut 
Linssen gesetzt - das Ansehen der 
Demokratie in Nordrhein-Westfalen zu 
stärken. So müsse nach Ansicht des 
neuen Vizepräsidenten des Landtages 
die Arbeit des Parlamentes für die Bür- 
ger transparenter und dessen Bedeu- 
tung nach außen glaubhaft dargestellt 
werden. Auch in seinem neuen Amt 
macht sich der Christdemokrat für eine 
Verkleinerung des Düsseldorfer Land- 
tages von derzeit 231 auf 151 Abge- 
ordnete stark, was auch dessen Effi- 
zienz steigern würde. Sein Augenmerk 
gilt auch einer Straffung der Landtags- 

sich während seiner langen politischen 
Tätigkeit auf den verschiedenen Ebe- 
nen stets als ,Landespolitiker mit gan- 
zem Herzen"verstanden, undnach sei- tagswahl, kam aber auch nicht über 
ner Einschätzung wird die Landespoli- 37,7 Prozent hinaus. Allerdings wurde 
tik auch vor dem Hintergrund eines die absolute Mehrheit der SPD gebro- 
größer gewordenen Europas nichts chen. 
von ihrer Bedeutung für die Menschen Linssen, der stets betont, von der Poli- 
in der Region einbüßen. ,Wir werden tik nicht abhängig zu sein - eine selte- 
künftig bemüht sein müssen, für Nord- ne Spezies unter den Politikern -, hat- 
rhein-Westfalen als bevöikerungs- te immer dafür plädiert, den Fraktions; 
reichste Region Europas einen festen Landesvorsitz und die Spitzenkandida- 
Spitzenplatz in der politischen und tur in einer Person zu bündeln. Doch 
wirtschaftlichen Gemeinschaft unseres als sich 1997 die Stimmen in der Union 
Kontinents zu finden." NRW habe alle mehrten, die die Ablösung Blüms for- 
Chancen, im europäischen Konzert in derten, hätte er es als „Stilbruch" emp- 
der ersten Reihe mitzuspielen. funden, seinem „politischen Ziehvater" 
Gemeinsam mit seinem Bruder enga- das Amt streitig zu machen. Und als 
gierte sich der Diplom-Kaufmann und der Christdemokrat zwei Jahre später 
Dr. rer: pol. zunächst im elterlichen in einer Kampfabstimmung um den 
Agrargroßhandei, sodass er mit 30 Landesvorsitz seinem Mitbewerber 
Jahren eher spät zur Politik stieß. Sein Jürgen Rüttgers unterlag, zog er grad- 
politischer Aufstieg war dann aber ste- linig die Konsequenzen und trat auch 
tig und doch zunächst unauffällig. Ers- vom Fraktionsvorsitz zurück. Linssen 
te Erfahrungen sammelte der verheira- ist kein Mann der taktischen Kniffe, 
tete Vater einer Tochter von 1975 bis niemand, der seine Ellbogen einsetzt. 
1980 als Ratsmitgiied in Geldern. Im Als Ende letzten Jahres Vizepräsident 
seiben Jahr wurde er erstmals direkt in Laurenz Meyer zum Generalsekretär 
den Landtag gewählt, wo er sich der Bundes-CDU ernannt wurde, wähl- 
als Umwelt- und Wirtschaftsexperte te der Landtag den Niederrheiner zu 
schnell einen Namen machte und dann seinem Nachfolger. ,,Ich mache keinen 
auch stellv. Vorsitzender der Landtags- Hehl aus meiner Freude über das gro- 
fraktion wurde. ße Vertrauen der CDU-Fraktion und 
Der damalige Landesvorsitzende Nor- des Parlamentes", bekennt Linssen 
bert Blüm berief seinen Parteifreund, heute. Für seine neue Aufgabe scheint 
der auch innerhalb der Union eine Ge- der Christdemokrat, den ein Kommen- 
neration repräsentierte, die auf Erneu- tator einmal als einen Politiker charak- 
erung drängte, 1987 zu seinem Gene- terisierte, der geschmeidig zwischen 
ralsekretär. Gemeinsam trieben sie das aggressiver Härte und präsidialem Ha- 
Zusammenwachsen der ehedem ge- bitus wechselt, prädestiniert zu sein. 
trennten Landesverbände Rheinland Jochen Jurettko 
und Westfalen-Lippe voran und sorg- 
ten gleichzeitig für neue Harmonie in 
der streitgeschüttelten NRW-CDU. (Das namentlich gekennzeichnete 
Nach der verlorenen Landtagswahl .Porträt der Woche" ist Text eines je- 
1990 übernahm Linssen den Fraktions- weiligen Gastautors und muss nicht 
vorsitz und führte die Union fünf Jahre immer mit der Meinung der Redaktion 
später als Spitzenkandidat in die Land- übereinstimmen.) 




